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Großes Haunptgnartier, 28. Nov. 1917. (W. T. B.)
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppe Kronpri R t. lan-dern war das terin o
F h r r gWfe ſtan. beiden Seiten der Scarpe ev te Gefechte tig

Auf dem Schlachtfelde bei Cambrai leitete ſcharfer Feuer
ka mit h die Angriffe ein, die der Engländer
mit friſch eingeſetzten Divi n gegen Bourlon, Fon
taine und unſere anſchl Stellungen richtete.

Weſtlich von Bourlon brachen ſeine Angriffswellen und
n z voranfahrenden Panzerwagen in unſerem Feuer zu

Zwiſchen Bourlon und Fontaine drang der Feind nach mehr
maligem vergeblichen Anſturm in unſere Abwehrzone ein.
Bourlon und Fontaine gingen vorübergehend verloren.

ſtark gelichteten eng-
unſerer Jnfanterie. Um

Wald von Bourlon zurück. Mehr als 200 Gefangene und lreiche Maſchinengewehre blieben in unſerer Hand. zah

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz. Rordvweſtlich
von Tahurs ließ der Franzoſe bei einer mißlungenen Unter
nehmung Gefangene in unſeren Gräben.

Auf dem öſtlichen Magasufer war die Artillerietätigkeit am
Vormittag geſteigert; das Feuer flaute von Mittag an zu
mäßigem Störungsfeuer ab.

9 tie r e von am n e n eilng vor; ſie wurden im PRubtamxf abgewſeſen? hen unſere

eſtlicher Kriegs l d doniFront i gröferen wasedonitfge
JtalieniNichts Nenes J iſche Front
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Die Erbeutungen in Venetien.
Von der unteren Piave wird gemeldet: Die Verbün-

deten haben die Bewirtſchaftung des beſetzten Venetiens bereits
organiſiert. Die Regimenter der Operationszone entfernen
aus dem Land an der Piave die Bevölkerung und die Vorräte
Die vorderſten Diviſionen benötigen nur Tabak, Zucker und
Salz und befördern bereits Mais Schlachtvieh und Wein nach
rückwärts. Seit einem Monat ſind gewaltige Nachſchubgüter
ſür andere Verwendung frei Alle Regimenter haben ihre Aus-
rüſtung und Beſpannug verbeſſert. Mais, Schlachtvieh und
Wein, aber auch Kaffee Reis, Kleiderſtoffe und anderes aus
den erbeuteten Heeresmagazinen wird von den Wirtſchafts
ämtern der Diviſionen geſammelt und abgeführt. Der Mais
ſteht größtenteils noch auf den Feldern und wird langſam ein
gebracht. Wein lagert in ungezählten Kellereien, namentlich
dunkler Rotwein. Große Schlachtviehherden ſind über das
ganze Land verſtreut und werden geſammelt igentümer, die
ſich melden, erhalten Entſchädigung. Touſende von Haus und
Küchengeräten aus Kupfer und Meſſing werden dem Kriegs
bedarfe zugefuhrt. Die Sichtung und Aufräumung der italie-
niſchen agagzine und Vorratslager und der viele Kilometer
langen Trainkolonnen in den tiefen Gräben der an den Taglia-
mento führenden Straßen wird noch viele Wochen beanſpruchen.

Die Pariſer Alliierten- Konferenz
tritt jetzt zuſammen. Die Miniſterpräſidenten von Italien und
England trafen ſchon in Paris ein. Venizelos iſt auch da,
ebenſo kommen die Vertreter aller 17 verbündeten Staaten. Die
Konferenz wird anſcheinend die Kriegsziele und Frie
dens bedingungen noch nicht beraten, ſondern zunächſt
für einheitliche rin ſorgen. Vielleichtkommt man doch noch zu einem Generaliſſimus, da Amerika
das wünſchen ſoll. Die Franzoſen halten dafür Joffre in
Vereitſchaft, die Engländer Robertſon. Die Konferenz
wird auch die Blockade, die Seekriegführung, die wirtſchaftliche
Unterſtützung uſw. regeln Natürlich wird die Frage Ruß
land mit an erſter Stelle ſtehen, ebenſo die Situation Jta-
liens.

Jn Frankreich dürfen jetzt die deutſchen Heeresberichte ver
öffentlicht werden. Der Schweiz. Preſſetelegraph meldet aus
Paris: Die franzöſiſche Preſſe veröffentlicht heute, Dienstag,
zum erſten Male ſeit Kriegebeginn den deutſchen Heeres
ber ich t in ſeinem vollſtändigen Wortlaut alſo auch diejenigen
Stellen, die ſich auf die Weſtfront beziehen. Gleichzeitig wird
die Bevölkerung in einer amtlichen Mitteilung darauf aufmerk
ſam gemacht, der deutſche Generalſtab werde möglicherweiſeberſusen. die Veröffentlichung die dte in der fran
nöſiſchen Preſſe zur Verbreitung übertriebener oder falſcher

hrichten auszunutzen. Es werde daher empfohlen, dieſe
äglichkeit ins Auge zu faſſen.

i rten in der Schweiz.u. Zahl der Militär und Zivilinternierten in der
Schweiz beirug am 31. Oktober 24 136, darunter 12 876 Fran3 ofen doo Deutſche 1822 Belgier und 964 Briten. Jm Zeit-
raum vom 16. Auguſt bis zum 31. Oktober wurden 4746 Jn
terniepte hen darunter 2399 Franzoſen und 1271
Deutſche. erhandlungen zwiſchen der Schweiz undDeut land und Frankreich auf einen direkten Aus-
tauſch von Kriegsgefangenen beiden Ländern haben
bis ſetzt kein endgültiges Ergebnis gezeitigt. Vom 21. Auguſt
bis 31. Oktober wurden &7 Züge mit 40308 (deutſcherſcits)
Evakuiſerten aus Nordfrankreich durch die Schweiz nach Frank
reich befördert. Es ſollen noch rund 150 000 Perſonen zur
ichaffung vorgeſehen ſein. Vom ſchweizeriſchen Roten Kreuz

Der Schweizer Bundesrat

wurden W. bis 2.ſGichener Rricgtihrenten dar er Land be

Die Geheimverträge.
Die Großmächte der Entente erfahren jetzt von Rußland her

ang
Dokumente natürlich auf die Kriegsziele. Die franzö
ſiſche Regierung will ſich ihren Anſpruch auf das Elſaß ſichern,
überdies ſoll das linke Rheinufer als ſogenannter neutraler
Pufferſtaat zwiſchen Deutſchland und Frankreich geſchoben wer
den, um Frankreich zu ſchützen. Die ruſſiſche Regierung ver
pflichtete ſich, Frankreich freie Hand in dieſer Beziehung zu
laſſen, während umgekehrt Rußland forderte, daß ihm in Feſt
ſetzung ſeiner Grenzen gegen Deutſchland ebenſo freie Hand ge
laſſen würde. Ueberdies hat ſich Rußland die Anſprüche auf
Konſtantinopel ſichern laſſen uſw. Dieſe geheimen
Abkommen ſtellen natürlich nur einen kleinen Teil der Doku
mente dar, die die Regierungen insgeheim miteinander abge
ſchloſſen haben. Wer weiß, wie viele der geheimen Dokumente
früher beiſeite geſchafft worden ſind. Ebenſo ſind wohl noch
die wirklichen Verträge nicht gefunden oder bekannt.
Auf alle Fälle iſt es eine ſchwere Schädigung der Mächte der
Entente, daß nunmehr etwas Licht in die geheimen Vorgänge
kommt. Frankreich erſcheint beſonders ſchwer getroffen.

Zu beachten iſt jedoch, daß hier nicht etwas Unerhörtes und
Ungeheuerliches vorgegangen iſt, ſondern daß dieſe Geheim
volitik eben das Uebliche, das „Normale“ zwiſchen
den Regierungen darſtellt, wie ſie ihr Handwerk bisher betrie
ben. Jede Regierung hat Ungeheuerliches zu fürchten, wenn
ſie plötzlich ihre Geheimarchive enthüllt ſehen würde. Die Welt
erkennt dann, daß das wahre Geſicht der Regierungen

immer ein anderes iſt, als was der Oeffentlichkeit gezeigt
ölkern werden Kriegsziele vorgetäuſcht, die die

e,

ung Wirklichkeit n ich t haben. Die wahren Kriegsgiele, für die die Volke e müſſen, ſind ganz andere,

von den Volksmaſſen kaum geahnte. Doch dies Treiben liegt
in der Natur aller imperiaſliſtiſcher Machtregierungen, die ihre
letzten Ziele im Verborgenen halten. Wenn erſt die Völker
demokratiſch geworden ſind, werden ſie darauf beſtehen,
daß die Wahrheit offenkundig werde. Eine Politik der
vollen Ehrlichkeit muß insbeſondere von der Arbeiter
klaſſe angeſtrebt werden. Offenheit wird ihr Lebenselement
ſein, das ſie den Völkern bringen wird.

Für die Entente Mächte iſt im Augenblick das nieder
drückendſte, daß auch der gemeinſame Schritt ihrer Bot-
ſchafter in Petersburg, die ruſſiſche Regierung zu erhöhten
Kriegsanſtrengungen zu veranlaſſen, veröffentlicht
wurde. Das zeigt, daß die Entente auf der weiteren aktiven
Kriegsteilnahme Rußlands beſteht. Dieſe Veröffentlichungen
durch die neue ruſſiſche Regierung ſind ein Schritt, der das
Bündnis zwiſchen Rußland und Frankreich ſchwer erſchüttert.
Der Schlag kommt gerade „recht“ zur Pariſer Konferenz. Kann
ſich die ruſſiſche proletariſche Regierung an der Macht halten,
ſo dürfte der Bruch mit der gegenwärtigen franzö-
ſiſchen Kriegsregierung unabwendbar ſein.
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Aus den Geheimdokumenten.
Geheimtelegramm an den Botſchafter in Paris vom 9. März

1916: Auf der bevorſtehenden Konferenz können Sie fol
ende allgemeine Prinzipien zur Richtſchnur nehmen. Die zwi-
chen den Bundesgenoſſen während des Krieges eingegangenen

politiſchen Uebereinkommen müſſen unangetaſtet bleiben und
dürfen keiner Reviſion unterworfen werden. Dies gilt unſerem
Abkommen mit Frankreich und England betreffend Kon ſt an
tinopel, den Sund, Syrien und Kleinaſien, ſo
wie dem LondenVertrag mit Ftalien. Alle rm betref
fend Feſtlegung der zukünftigen Grenzen ittel-er o n zur Zeit verfrüht, im allgemeinen muß man
eingedenk ſein, daß wir bereit ſind, Frankreich und England
volle Freiheit zu laſſen, Dentſchlands Weſtgrenzen zu beſtim
men, da wir darauf rechnen, daß die Bundesgenoſſen uns
ihrerſeits volle Freißeit laſſen, unſere Grenzen gegen
Deutſchland und Oeſterreich zu beſtimmen. Notwendig iſt es
vor allem, daß die pol niſche Frage von den Gegenſtänden
der internationalen Verhandlungen ausgenommen, und alle
Verſuche, Polens Zukunft unter die Garantien- Kontrolle der
Mächte zu ſtellen, verhindert werden. Sſaſonow.

Geheimtelegramm an den ruſſiſchen r in Paris:
Petersburg, 30. Januar 1917. erhöchſter Audienzhat Herr Doumergue dem Kaiſer Wunſch Frank-
reich s mitgeteilt, ſich der Rückgabe von ElſaßLothringen nach
dem Schluſſe des Krieges zu verſichern, ſowie einer Sonder-
ſtellung im Tale des Saarfluſſes und es dahin zu bringen, daß
die Gebiete weſtlich des Rheins von Deutſchland losgeriſſen
und ſo reguliert werden, daß der Rhein in Zukunft ein dauern
des ſtrategiſches Hindernis gegen ein dentſches Vordringen
dilden möge. Doumergue ſprach die Hoffnung aus, Seine
Majeſtät möchte nicht ablehnen jetzt ſefort ſeine Zuſtimmung
zu dieſem Vorſchlag auszuſprechen. Seine Mafeſtät geruhte im

rinzip, ſeine Zuſtimmung auszuſprechen und ich erſuchte
infolgedeſſen, daß Doumergue nach Mitteilung mit ſeiner Re
gierung mir einen Vorſchlag zu einem Uebereinkom-
men mitteilen möchte, welches auf der Baſis des Notenwerhſels

zwiſchen dem franzöſiſchen Botſchafter und mir geſchloſſen wer-
den konnte. Indem wir ſomit den Wünſchen unſerer Vundes-
genoſſen entgegenkommen, erſuchen wir daß dir franzöſiſche Re

ierung uns gleichzeitig ihre Einwilligung dazu verſichert, daß
ußland in der ge der Beſtimmung ſeiner zukünftigen

Grenzen im Handlungkfreiheit erhält. Exakte An
in dieſer Frage werden wir G ſeiner dem Pariſer

nett mitteilen. Bitte legen Sie die oben dargeſtellten
Briand dar und telegraphieren Sie über das

is. Pokrowſki.Stockholm, M. November. Nach einem Telegramm der
sburger ſind die en en dierankreich in dem Abkommen über Rußlands a

auf Konſtantinopel und die ſtellte und dene. R
land zuſtimmte, die folgenden: z hhge5 wird an
Frankreich zurückgegeben mit 27 iſen und Kohlen
gruben- Gegenden. Die am linken nufer gelegenen
müſſen von Deutſchland getrennt und von jeder Abhängigkeit
in politiſcher und wirtſchaftlicher Beziehung von Deutſchland
befreit werden. Aus dieſen Gebieten ſoll ein freier neutraler t
Staat gebildet werden, der durch ruſſiſche Truppen beſetzt wer
den ſoll, bis zu dem Augenblick, in dem die re
gen und Bürgſchaften verwirklicht ſind und der Friede ge

ſchloſſen ſein wird. 97

Geheimdokument an den Botſchafter in Waſhington vom n
9. Oktober 1917: Der engliſche der franzöſiſche und n
der italieniſche Botſchafter wurden heute vom Miniſter

angen und hoben ihm gegenüber im Namen

i t
t
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e elichen Eindruck
unſere Bundesgenoſſen die Anſtr
gierung macht, um den Kampf gegen den
fortzuſetzen Fch bitte Sie, ſtreng vertr
teilen, wie hoch die e Regierung es geſ
der amerikaniſche Votſchafter einer Tei
dem fraglichen Schritt enthalten hat. Terest

S
S

Proteſt gegen den EntenteDruck.
Petersburg, 28. November. Havas berichtet: Gene-
al Duchonin übermittelte der Armee die Erklärung des 4

der alliierten Miſſionen (Vertreter) im Hauptquartier, F3
zegen die Verletzung des Vertrages von Lon

g J 33 re Srd. Dieſer Ein veranlaßte Trotzki, den
militäriſchen Kommiſſar des Sowjet, zu einem neuen und hef- 4
tigen Ausfall gegen die Alliierten. Er führte aus: Es iſt e
nicht zuläſſig, daß ſich die Alliierten an einen General n
wenden, der wegen Ungehorſams ſeines Kommandos ent ß
hoben worden iſt. Durch dieſe Handlungsweiſe kann der i
Bürgerkrieg hervorgerufen werden, indem man auf dem
Wege der Drohung die ruſſiſche Armee und das Volk zu
zwingen ſucht, den Krieg fortzuſetzen, um die Ausführung der e
vom Zareèn ab h und von Miljukow, Kerenſki und
Terestſchenko beſtätigten Verträge zu ſichern. Das ruſſiſche S
Volk iſt nicht verpflichtet, Verträge, die früher ohne
ſein Vorwiſſen abgeſchloſſen wurden, auszuführen. a
Jeder Verſuch eines Drucke s auf die Regierung des Sowjet,
dieſen r wieder zur Gültigkeit zu verhelfen, iſt zum
Voraus zum Nichterfolg verurteilt. Die Verträge werden
tote Buchſtaben bleiben.

Die Alliierten- Konferenz wird ſprechen. i
Paris, 27. Nov. (Havas.) Der Temps beſtätigt, daß bei

Eröffnung der Konferenz der Alliierten in Paris die m
franzöſiſche Regierung vorſchlagen wird: Durch eine gemein 5

Erklärung die Gefahren, denen ſich Rußland durch die 4
Iſurpatoren, die augenblicklich in Petersburg herrſchen, aus

ſetzt, feſt zuſtellen. Es wird ſich auch darum handeln, die Ver
letzung der von Rußland eingegangenen Verbindlichkeiten zu 3
brandmarken, da Rußland Sonderverſtändigungen mit dem h
Feinde einzuleiten ſucht und Dokumente veröffentlicht, die nur
auf allgemeinen Beſchluß veröffentlicht werden dürften. e
Temps fügt hinzu, daß Frankreich, das mit Rußland vor dem u
Kriege verbündet war, infolgedeſſen beſonders ſchwer 4
wiegende Gründe habe, ſich zu beſchweren und vollkommen ent m
ſchloſſen ſei, die Jnitiative der Proteſte zu ergreifen, denen es S
ſeine beſonderen Beſchwerden hinzufügen müſſe. t

Die Regierung verbietet jede Offenſive.
Petersburg, 26. Nov. Die neue Regierung erließ einen

Armeebefehl an alle Fronten, welche die Offenſivetätig-
keit verbietet und die Rechtsgültigkeit der Befehle der Armee-
kommandanten von der Zuſtimmung der Petersburger Regie-
rung abhängig macht.

Für den Erfolg des Waffenſtillſtandes.
Petersburg, 26. Nov. Reuter.) Lenin und Trotzki

haben die Auflöſung aller Heeresausſchüſſe beſohlen, welche
Delegierte anderer ſozialiſtiſchen Parteien an der Front unter-
ſtützen. Dieſe Parteien ſeien Feinde des Volkes. Die Mit- S
glieder der Heeresausſchüſſe, welche ſich widerſetzten, ſollen ver J
haftet werden. Trotzki bittet die Kommiſſare ſeiner Regierung, 3
alle Schritte zu tun, damit die Vorſchläge zu einem ſofortigen t
Waffenſtillſtand Erfolg haben.

Weitere Meldungen. zPetersburg 27. Noveniber. (Reuter.) Der marima-
liſtiſche Oberbefehlshaber Krylenko iſt an die Front abge
gangen, nachdem er an Armee und Flotte ein Friedensmanifeſt
erlaſſen hatte. Die Marimaliſten melden die Verhaftung
des Generals Ryabſow, des früberen Kommandeurs im
Moskauer Militärbegzirk, der den Verſuch machte als Bauer
verkleidet zu entkommen.

Petersburg. 27. November. (Reuter.) Tro z ky hat
an den engliſchen Botſchafter Buchanan das ſchriftliche Er
ſuchen gerichtet, zwei in England internierte ruſſiſche Unter
tanen freizulaſſen und deuteie Gegenmaßregeln gegen Eng
länder in Rußland an.

Die Stadtvertretungen wollen eine neue Partei 5Petersburg, 25. Ko Der Kongreß der h
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nen konſtiiſten. 2. Die ituierende Verſammlung wird als die ein
zige Machtquelle angeſehen. 3. Herſtellung der Freiheit.
4. Uebergang des Grund und Bodens an die Agrarkomitees.
8. Beſchleunigung der Friedensverhandlungen. ur Bil-dung eines neuen Kabinetts ſoll jede Re jeringegewalt in der

Hand der Städtevertreter und der Semſtwos ruhen.
Die Ruſſen in England. Nach einer Londoner Meldung

fand am verfloſſenen Sonntag in der Alberthalle eine Ver-
ſammlung ruſſiſcher Sozialiſten ſtatt, die ſich mit
der Lage in Rußland beſchäftigte. Vier der Anweſenden traten
für Lenins Partei ein und erklärten, daß Rußland un
bedingt einen ſehr baldigen allgemeinen Frieden
nötig habe, um ſich innerlich zu heilen. Jn dieſem Punkte
gaben auch die übrigen Beteiligten ihre Zuſtimmung, fügten
jedoch hinzu, erſt müſſe Deutſchland ein wirklich freiheitlich
regiertes Staatsweſen werden.

Die Republik Ukraine.
Petersburg, 25. November: Jn Kiew iſt die Macht in

den Händen der ukrainiſchen Rada, die die ukrainiſche Repu-
blik ausgerufen hat. Die Republik wird mit Rußland ver-
einigt bleiben und umfaßt die Gouvernements Kiew, Podolien,
Wolhynien, Czernigow, Poltawa, Charkow, Jekaterinoslaw,
Cherſon und Tauris.
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Die Sozialiſierung der ruſſiſchen Volkswirtſchaft.
Ueber die Verordnung der marimaliſtiſchen Regierung, die

alle Privatbetriebe der Kontrolle der Arbeiter-
ſchaft unterſtellt, was einen der wichtigſten Schritte zur So-
zigliſierung des ruſſiſchen Wirtſchaftsſyſtems darſtellt, macht
der Petersburger Korreſpondent des Petit Pariſien folgende
Mitteilung: „Der Kontrolle der Arbeiter unterliegen ſämtliche
induſtrielle, landwirtſchaftliche, Handels- und Finanzunter-
nehmungen. Ohne Zuſtimmung der Arbeiter- und Angeſtellten-
Vertreter kann der Betrieb weder geſchloſſen, noch die Produk-
tion vermindert oder ſonſt verändert werden. Die Arbeiter-
Delegierten haben das Recht zur Einſichtnahme in die Buchfüh-
rung, die Geſchäſtspapiere und Läger. Die Beſchlüſſe der Dele-
gierten ſind vor dem Staat für die Diſziplin in den Betrieben
und für den Schutz des Eigentums verantwortlich. Die Ver-
heimlichung der Lagerbeſtände, Fälſchung der BVilanzen uſw.
wird mit Konfiskation und Gefängnis beſtraft. Arbeitgeber,
die ihre Pflichten vernachläſſigen, bekommen Hausarreſt. Der
Korreſpondent glaubt, wenn dieſe Verordnung in Kraft trete,
werde die ruſſiſche Jnduſtrie in kurzer Friſt „runiniert“ und der
Staat zur Uebernahme der Produktion gezwungen ſein.

Der Proft beſtimmt die Geſinnung
Kopenhagen, 25. November. Socialdemokraten ſchreibt:

Die neue ruſſiſche Regierung hat Freiheit und volles Selbſt
beſtimmungsrecht für alle Nationen Rußlands vproklamiert.
Wenn es wahr iſt, daß die Entente 38 Jahre lang für die Ab-
ſchaffung des Militarismus und die Anerkennung der Freiheit
aller Nationen Krieg geführt hat, ſo ſollte man glauben, daß
nun in den Ententeländern Freude, ja Begeiſterung
darüber herrſcht. daß in Rußland eine Vartei zur Macht gelangt
iſt, die das ſtehende Heer durch eine Volksmiliz erſetzen will und
die ſofort die volle Freiheit aller Nationalitäten proklamiert.
Was di Lenin-Trotzkiſche Regierung nun für die vielen Völker
Rußlands proklamiert, iſt ja nur das, was die Entente tn ihrer
Antwort an Wilſon als ihr Kriegsziel bezüglich Oeſter-
reich-Ungarns erklärt hat. Jetzt aber, wo dieſes Ziel in
Rußland durchgeführt wird, wird es für „Anarchie“
erklärt. Gleichzeitig verſucht man, die Friedensrevolution aufs
Schrecklichſte anzuſchwärzen und jammert über das Blut, das
vergoſſen wird. Aber das Blut, das die ruſſiſche Revolution
koſtet, iſt nur ein Tropfen im Vergleich zu dem Blutmeere, das
der Krieg verurſacht, den gerade die Kapitaliſtenpreſſe der En-
tente bis ins Grenzenloſe ausgedehnt haben will. Die Wahr-
beit iſt, daß
die Kapitaliſten Frankreichs, Englands und Amerikas bedeu-

tende Summen in Rußland angelegt haben,
und noch weitere mit Ausſicht auf ungewöhnlichen Nutzen anzu-
legen hoffen. Fetzt fürchten ſie, daß die ruſſiſchen Völker wirk-
lich die Selbſtverwaltung erhalten und daß dadurch
die Ausſicht auf Gewinn verringert wird.

Die Kapitaliſten verſtändigen ſich!
Petersburg 26. November. Das letzte der von Trotzki

veröffentlichten gehe imen Dokumente iſt ein geheimes
Telegramm: Der ruſſiſche Geſandte in Bern teilt darin mit,
daß einige große Finanzleute in der Schweiz Be
ſprechungen abhielten. Die Engländer ſtellten in Ab-
rede, heißt es in dem Telegramm weiter. an dieſer Konferenz
teilgenommen zu haben, doch ſei der Direktor der Lloyds-
Bank am 22. September 1917 in Genf angekommen. Bezüg-
lich Rußlands wiſſe man nichts Endgültiges. Es ſcheine,
daß man ſich nur dahin ausgeſprochen habe, daß die Mittel
mächte einige Kompenſationen im Orient erlangen könnten.
Die deutſchen Teilnehmer an der Konferenz hätten
auf der Abtretung der baltiſchen Provinzen und
der Unabhängigkeit Finnlands beſtanden.

W. T. B. ſagt dazu: An zuſtändiger Stelle iſt von dieſer Ver-
ſammlung nichts bekannt.

Friedensbewegung in England.
Waren vis jetzt auch in England die Verſammlungen der

Friedensfreunde möglich und die Propaganda im Reiche zwar
erſchwert, aber doch noch immer in großem Stile möglich, ſo ſoll
das nunmehr anders werden. Die Flugſchriften vor allem
ſpielen in England leicht verſtändliche Broſchüren von ganz
jenigen Seiten eine große Rolle die über den Krieg und
den Friedensſchluß handeln, ſollen wie der Staatsſekretär
des Jnnern, CTave, im Unterhauſe mitteilte der Vorzenſur
unterliegen und müſſen die Adreſſe des Verfaſſers und Druckers
tragen.

Man ſtelle ſich vor, daß bis zu dieſem Augenblick Herausgabe
und Verteilung von Flugſchriften in England ungehindert vor

c gehen konntenl Gewiß hat die Regierung auch Schriftena hen und nach richterlichem Urteil vernichten laſſen.
Aber zunächſt ſtand ihre Verbreitung jedem frei. Wenn die
ßiegierung nun zu den verſchärften Maßnahmen greift, von
denen vor allem die Unabhängige Arbeitervartei
vond die Vereinigung für demokratiſche Kou-
trolle betroffen werden, ſo iſt das ganz einfach ein Beweis
dafür, daß ſie fürchtet, die Bewegung könnte überhand nehmen
und ihr ſchließlich über den Kopf wachſen.

Vergeblich hat Genoſſe Snowden verſucht, die Beſchluß-
faſſung über dieſe neue Verordnung hinauszuſchieben. Für
feinen Antrag fanden ſich im Unterhauſe ſtatt der notwendigen
40 Stimmen nur 33. Und dies Ergebnis iſt zugleich ein Beweis
dafür, wie ſehr die letzte Rede Lloyd Georges nach allen Rich
lungen gewirkt hat. Sie hat nicht nur die Stellung des Pre-
mice miniſters, die zu wanken anfing, für einige Zeit gefeſtigt,
ſie hat auch das liberale Bürgertum zu einem großen Teil in
der Auffaſſung beſtärk?, daß der Krieg mit noch größerer Ener-
gie und unter Aufbietung aller Kräfte geführt werden müſſe.
Es wurde ſo reif gemacht für die Verordnung über die Ein
ſchränkung der Preßfreibeit, für deren Aufrechterbaltung ſich
onſt der Engländer aufs leidenſchoftlichſte einzuſetzen pflegte.l cheſter Guardian proteſtierte zwar und gab zu bedenken,

daß die neue Verordnung der erſte Schritt zur Preſſezenſur ſei
aher der Proteſt verhalſt, das Bürgertum iſt eingefangen, und
gibt lieber weitere Freiheiten in Kauf, als daß es den Stimmen

gegen e durch die Maxima Enges Einvernehmen zwiſchen Frantreig
wie dort verſchärfte Kriegführung, hier wie dort Kampfanſage
gegen die Friedenspropaganda.

Aber töten läßt ſich der Friedenswille durch ſolche Mittelnicht. Die Ziffern der Gefalenen und der Verkrüppelten
ſprechen zu deutlich.

Gerade die verſchärfte Kriegführung, deren Laſten überall die
Volksmaſſen zu tragen haben, kann eine hochgradige Er
regung herbeiführen, die ſo hoch geht, daß ſie alles überflutet
und militariſtiſche und imperialiſtiſche Regierungen mit hin
wegreißt. Wir glauben nicht, daß Frankreich und England
ſchon bei dieſem Stadium angelangt ſind. Aber die Minder-
heiten in beiden Ländern werden durch ſo verfehlte Maßnah-
men, wie es die Preßbeſchränkung iſt, an Ausdehnung gewin-
nen, und es wird ſchon die Zeit kommen, wo ſie ſich ſtark genug
fühlen werden, zu handeln. Das Geſetz vom Druck und Gegen-
druck herrſcht letzten Endes überall.

Gegen die politiſche Bevormundung. London, 26. Novbr.
46 Unterbausmitglieder, meiſt Pazifiſten oder unabhängige
Madikale, haben einen Antrag gegen die gevlante Verordnung
eingebracht, die Zenſur künftig auch auf politiſche Flugſchriften
auszudehnen.
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Die Jren und die Vefreiung der Nationen.
London, 25. November. Unter Bezugnahme auf die Be

merkung in der Oberhausdebatte, daß eine halbe Million
Jren in die Armee eingeſtellt werden könnte, erklärte De-
valera in einer Verſammlung in Mahill am 18. November, die
Alliierten, die für die kleinen Nationalitätenzu kämpfen vorgäben, könnten eine halbe Million iriſche Sol-
daten unter der Bedingung haben, daß ſie zunächſt genaue An-
gaben machen, welche kleinen Nationen ſie befreien wollten, und
durch die Befreiung Jrlands bewieſen, daß es ihnen ernſt ſei
mit ihren Abſichten. Wenn man Jrland frage, warum es nicht
für die Befreiung Belgiens und Serbiens kämpfe, ſo laute die
Antwort, weil Jrland keine Gewähr habe, daß der Krieg wirk-
lich um die Freiheit der kleinen Nationen gehe. Man verſuche
lediglich, die Jren dazu zu bekommen, den Kampf für Eng
lands kommerzielle Vorherrſchaft zu kämpfen.
Lediglich um dieſe, nicht um die Freiheit der kleinen Nationali-
täten, gehe der Krieg. Wir, ſchloß der Redner, haben unſere
Bedingungen geſtellt, und wenn die Alliierten ſie erfüllen wer-

wird kein Grund zur Weiterführung des Krieges vor-
iegen.

Für eine ſoziahſtiſche Friedenskonferenz.

Kopenhagener Socialdemokraten ſchreibt: Die
ſür den Sommer beabſichtigte internationale ſozialiſtiſche
Friedens konferenz iſt leider durch die Weigerung der
Ententemächte, Päſſe auszuſtellen, unmöglich gemacht worden.
Am 10. Oktober hat das Organiſationsbureau der Konferenz in
Stockholm ein Manifeſt mit einem poſitiven Friedens-
vorſchlage veröffentlicht und von den verſcbiedenen ſozia-
liſtiſchen Parteien Antwort bis zum 1. Dezember verlangt. Be
abſichtigt war danach, eine neue Ausſchuß ſitzung abzu-
halten. Die neueſten Ereigniſſe in Rußland haben nun die
Frage von Waffenſtillſtand und Friedensverhandlungen außer-
ordentlich brennend werden laſſen und einen Sonderfrieden in
den Bereich der Möglichkeiten gerückt. Um die Arbeit für einen
allgemeinen Frieden zu fördern, hat die däniſche Sozial
demokratie vor einer Woche die holländiſchen Mitglieder des
IJnternationalen Sozialiſriſchen Bureaus aufgefordert, die
Einberufung einer internationalen Friedenskonferenz ſobald
wie möglich zu veranlaßen. Ein entſprechendes Telegramm hat
unſere Partei an das Bureau in Stockholm und den Sekretär
Camille Huysman gerichtet, der die ſozialdemokratiſchen Par-
teien in England und Frankreich ſofort telegraphiſch von unſerm
Schritte unterrichtet hat. Die däniſche Sozialdemokratie hofft,
daß ihre neue Anregung in England und Frankreich die Be
wegung für Ausfüllung von Päſſen nach Stockholm fördern
werde. Jn dem Telegramm wird ſchließlich geſagt, daß die
internationale Sozialdemokratie ſich nicht ruhig verhalten kann
unter Verhältniſſen, wo nicht nur die Arbeiter der verſchiedenen
Länder andauernd morden, ſondern es ſogar, wie in Rußland,
um Bürger-, ja zum Bruderkriege komme. Sie erſuche daher
darum, eine internationale ſozialiſtiſche Friedenskonferenz
unter allen Umſtänden einzuberufen. Wenn Partei-
genoſſen einzelner Länder nicht perſönlich erſcheinen können,
ſollen ſie ſchriftlich daran teilnehmen.

Zur Wahlrechtsvorlage.
Einen Vorſchlag für Beratungstrennung

macht der Landtagsabg. Paul Hirſch wie folgt:
Schon iſt es gelungen, die Einbringung der Vor

lage zuverzögern. Welche Mächte dabei im Spiele ge-
weſen ſind, bleibe dahingeſtellt. Tatſache iſt es, daß die erſte
Leſung des Geſetzentwurfs erſt etwa zwei Monate nach Zu-
ſammentritt des Landtages ſtattfinden wird und daß es
kaum möglich ſein wird, die verlorene Zeit wieder einzu
holen. Selbſt wenn die Kommiſſion ſofort an die Arbeit geht,
wird ſich doch das Plenum des Abgeordnetenhauſes deſſen
Sitzungen zwiſchen Neujahr und Oſtern in der Hauptſache
mit der Etatsberatung ausgefüllt werden, früheſtens unmittel-
var vor Oſtern wieder mit der Wahlrechtsfrage beſchäf-
tigen können. Nach der dritten Leſung iſt aber verfaſſungs-
mäßig, da das neue Wahlgeſetz die Abänderung einer Reihe
von Beſtimmungen der Verfaſſung bedingt, eine wieder
holte Abſtimmung erforderlich, die ſich in der Form
der dritten Leſung vollzieht. Zwiſchen beiden Abſtimmungen
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens drei Wochen
liegen.

Es dürfte alſo Ende Avril, vielleicht noch ſpäter, werden,
bevor die Vorlage an das Herrenhaus kommt Hier
wiederholt ſich dasſelbe Spiel erſte Leſung im Plenum,
Kommiſſtonsberatung Plenarberatung, wiederholte Abſtim-
mung nach drei Wochen. Hiernach kann es ſchon heute als
ausgeſchloſſen gelten, daß die Reform auch für den Fall einer
Uebereinſtimmung zwiſchen beiden Hänſern bis zum Ablauf
der Geſetzgebungsperiode Mitte Juni vollendet iſt. Das Ziel
einer Verſchleypung bis in den Hochſommer oder gar Herbſt
1918 unter Verlängerung der jetzigen Geſetzgebungsperiode wäre
damit erreicht. Die Schuld trägt nicht in letzter Linie die
Regierung, die die koſtbare Zeit von zwei Monaten verſtreichen
ließ, anſtatt die Vorlage ſofort im Oktober dem Landtage vor
zulegen.
Aber noch in anderer Hinſicht hat
großes, allzu großes Maß von Entgegenkommen
rechtsfeinden gegenüber an den Tag gelegt. Obwohl die
Oſterbotſchaft nur von einer Reform des Wahlrechts zum
Hauſe der Abgeordneten und von einer Reform der Zuſammen-
ſetzung des Herrenhauſes ſpricht, hat ſie außer dieſen beiden
noch einen driten Geſetzentwurf ansgearbeitet, der dem Herren-
haus einen größeren Einfluß auf die Geſetzgehung einräumt.
Aehnlich wie in früheren Jahren der Umfang des Finan z-
privilegs der Zweiten Kammern in Baden,Württemberg und Heſſen aus Anlaß der Wahlreform Ein-
ſchränkungen erlitten hat, weil die Oberhäuſer die Erweiterung
des Wahlrechts der Volkskammern von der Ausdehnung des
Budgetrechts der Erſten Kammern abhängig machten, ſollen
auch in Preußen die Rechte des Herrenhauſes weſentlich er-
weitert werden.

Würden ſich dadurch die Widerſtände gegen eine Reform
des Wahlrechts zum Hauſe der Abgeordneten verringern, ſo
könnten wir die Taktik der Regierung verſtehen, wenn wir ſie
auch nicht billigen. Aber die Regierung iſt ſich doch ſelbſt völlig

die Regierung ein
den Wahl-

Friede
und Englandl! Hier

4 K.m

ommt. Die tzl erſchaft dieſer Gt liche hie h ecdeidet eine Abſhehhung e werben
auch durch die Ausſicht auf eine Erweiterung der Rechte

wegen laſſen, auch nur um Haares-s dere es nichtbreite von ihrem wahlrechtsfeindlichen Standpunkt abzuweichen.
Die Verhältniſſe liegen in Preu nun einmal anders

als wie ſie in den r Bundesſtaaten gelegen haben.
Weder in Baden noch in Württemberg oder Heſſen beſtand
für die Wahlen zu den Zweiten Kammern auch nur entfernt
ein e ungerechtes Wahlſyſtem wie das preußiſche Dreiklaſſen-
wa ſyſtem. Jn keinem dieſer Bundesſtaaten waren ſolche
Widerſtände zu überwinden wie in Preußen, und wer die Ge-
ſchichte des preußiſchen Junkertums kennt, wer da
weiß, wie zielbewußt und kräftig dieſe Klaſſe den Kampf um
die Verewigung ihrer Vorrechte zu führen weiß, der wird ſich
keinen Augenblick der Hoffnung hingebhen, daß ſie um den
Preis einer Erweiterung der Macht des Herrenhauſes ihr
vermeintliches Erſtgeburtsrecht verlauſen werden.

Soweit die Wahlrechtsfeinde in Betracht kommen ſind
die Schwierigkeiten nicht geringer geworden, ſoweit es ſich
um die Wahlrechtsfreunde handelt, haben ſie ſich vergrößert.
Einen gangbaren Weg, der zugleich die Möglichkeit einer
ſchnelleren Erledigung der Reform eroöffnet, erblicken wir in
einer Verſtändigung dahin, daß die drei Vorlagen, die ja nur
in einem loſen Zuſammenhang miteinander ſtehen, nicht
einer, ſondern drei verſchiedenen Kommiſ-ſionen zur Vorberatung überwieſen werden.
Dann wäre nicht nur die Gefahr einer Verkoppelung, die
auch den Anhängern des gleichen Wahlrechts die Zuſtimmung
zu dem Geſamtwerk erſchweren muß, aus der Welt geſchafft,
ſondern zugleich Zeit gewonnen, um wenigitens
die Reform des Wahlrechts zum Hauſe derAbgeordneten noch in der laufenden Geſetz-
gebungsperiode zu erledigen. Die weiteren Re-
formen ſollte man dann getroſt den auf Grund eines freieren
Wahlrechts gewählten neuen, nicht aber dem aus Dreiklaſſen-
wahlen hervorgeq ingenen alten Landtag überlaſſen.

Das heutige Abgeordnetenhaus iſt keine Vertretung des preu
ßiſchen Volkes. Beſeitigt es das Wahlgeſetz, das ihm zur Herr-
ſchaft verholfen hat, dann macht es lediglich das Unrecht gut,
das dem preußiſchen Volke vor faſt 70 Jahren zugefngt iſt
Damit hätte es ſich einen guten Abgang geſichert. Alle weiteren
Reformen, die ſich ja nicht auf die von der Regierung ange-
kündigten beſchränken dürfen, ſondern ſich weit darüber hinaus
auf die geſamte Geſetzgebung und Verwaltung zu erſtrecken
haben, ſollte das Varlament ſeinem Nachfolger überlaſſen,
der die Stimmungen und Anſchauungen der Wählerſchaft nicht
in einem verzerrten Vilde widerſpiegelt, ſondern wenigſtens an
nähernd richtig wiedergibt.

Politiſche Aeberſicht.
Die Abhängigen bewilligen wieder!

Der am Donnerstag wieder zuſammentretende Reichstag
hat wie immer als Hauptpunkt die Bewilligung von
weiteren 15 Milliarden Kriegskrediten auf der Tagesordnung.
Wie die ſogenannten Regierungsſozialiſten dazu ſtehen, läßt
ſich nach ihrer bisherigen Haltung vorausſehen. Sie bewilligen
wieder! Die Stamvvferkorreſpondenz beſchreibt das ſo:

„Für die Stellungnahme der Fraktion zu den Kriegskre-
diten bleibt die auswärtige Politik entſcheidend. Es ſind in
den letzten Wochen Pläne erörtert worden, deren Uebernahme
durch die Regierung die Sozialdemokratie zum ſchärfſten

Kampf gegen dieſe veranlaſſen würde. Einer Regierung,
die die Annektion Polens durch Oeſterreich, Kurlands und
Litauen durch Preußen- Deutſchland zur Friedensbedingung
macht, könnte die ſozialdemokratiſche Fraktion die Kredite
nicht bewilligen. Jnzwiſchen hat ſich aber herausgeſtellt, daß
es ſich um vage Projekte handelt, auf die ſich einzulaſſen
die deutſche Regierung keine Neigung t hat.
Die deutſche Regierung iſt nach wie vor bereit, mit

4

nßland
und den andern kriegführenden Staaten einen Frieden zu
ſchließen ohne Kontributionen und Annektionen.“

Die Sicherheit, mit der hier die Haltung der deutſchen
Regierung dargeſtellt wird, wirkt verblüffend. Der Stil iſt ſo,
als wenn die Stampferkorreſpondenz offizielles Regierungs
organ wäre. Jedenfalls könnte die Norddeutſche Allgemeine
auch nicht anders ſchreiben wenn die Regierung Hertling
derſelben Anſicht wäre. Aber das iſt ſie ja nicht! Die
Stampferkorreſpondenz unterſtellt ihr einfach, daß ſie zu
einem Frieden „ohne Kontributionen und Annektionen“ bereit
ſei. Wann und wo hat ſie das erklärt? Man ſage und zeige
uns das. Die Wahrheit iſt, daß die Regierung ſich in dieſen
Fragen niemals klar und unzweideutig geäußert hat. Was
die Stampferkorreſpondenz behauptet, ſind lediglich ihre
Wünſche. Sie glaubt, wenn die alte Fraktion, Scheidemann
voran, nur immer behauptet, die Regierung ſei gegen Kontri-
butionen und Annektionen, ſo könne die Regierung gar nicht
anders. Nun, wir werden ja ſehen. Jedenfalls muß im Reichs
tage darauf gedrungen werden, daß nun endlich einmal eine
klare, unzweideutige Stellungnahme erfolge zu dem ruſſiſchen
Friedensgrundſatz: Keine Annektionen, keine Kriegskontribu-
tionen, Selbſtbeſtimmungsrecht aller Völker.
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Uebrigens gibt Stampfer mit ſeinen Ausführungen auch
ſeinem Freunde Scheidemann eins auf den Kopf. Scheidemann
hat am 19. Juli feierlich im Reichstage erklärt, die Fraktion
bewillige die Kredite nie der Regierung, ſondern nur „dem
deutſchen Volke („Und das deutſche Volk laſſen wir

nicht im Stich“, wie die früheren taufendfachen Verſicherungen
der Regierungsſozialiſten lauteten.) Nun aber ſagt Stampfer:
Einer Regierung, die das und das wollte, könnte die Fraktion
die Kredite nicht bewilligen. So, ſo? Da würde man alſo
doch „das deutſche Volk im Stiche laſſen“ und „den Soldaten
die Nahrung verweigern“, wie das Chemnitzer Blatt ſchrieb?
Der Stampferſche Satz iſt das glatte Eingeſtändnis, daß die
Kredite der jeweiligen Regierung bewilligt werden.
Das hat die Unabhängige Sozialdemokratie von jeher feſt
geſtellt, aber man hat ſie dafür als Volks und Vaterlandsver-
räterin verläſtert. Die Unabhängige Sozialdemokratie kann
einer Regierung der kapitaliſtiſchen Parteien keine Kriegs
und Militärkredite bewilligen. Sie hat den alten Parteiſtand-
punkt nicht verlaſſen und wird ihn nicht verraten. Das Um-
lernen überläßt ſie gern den gewandelten Umlernſozialiſten.
Die ſchreiten im „Reformieren“ von einem Erfolge zum
andern

„Hirtenbrief“ der deutſchen Biſchöfe.
In kluger Erkenntnis der Volksſtimmungen hatte ſich der

katholiſche Klerus bei den jüngſten innervolitiſchen Streitig-
keiten, der Haltung des Zentrum entſprechend, ſehr zurück
gehalten. Während eine ganze Anzahl evangeliſcher Paſtoren
ſcharf gegen die Reichstagsmehrheit mobil machten, ſah man
nur wenige katholiſche Geiſtliche ganz offen im alldeutſchen
Fahrwaſſer. Eben iſt jedoch ein gemeinſames Hirten-
ſchreiben ſämtlicher degnticher Srzbiſchöfe und
Biſchöfe bekanntgegeben worden, das den inneren Kampf
zur Stütze von Thron und Altar auf der
nimmt „gegen äußere und innere einde, gegen
Mächte des Umſturzes, die auf den Trümmern
der beſtehenden Geſellſchaftsordnung einen

anzen Linie auf
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rd ſich vom „inneren Feind“, die im Wortſchatz der wut legi aggiſuppe zum Preiſe von 10 Pf. auf Bezugſchein Kandis, weiß, 58 Pf., für Kandis, ſchwarz, 58 Pf., für

der deutſchen und Scharfmacher beſtehen bleibt. Die Geiſtlichkeit Nr. 43. Der Verkauf der zugeteilten Ware erfolgt von Farinzucker 89 Pf. Dieſe Preiſe erhöhen ſich mit Rückſicht auf
ihr bekämpft das gleiche Wahlrecht ganz beſonders wohl deshalb, Donnerstag, den 6. Dezember bis einſchl. Sonnabend, den die vom 1. Januar 1918 an einſetzenden Monatszuſchläge am

weil ſie von ihm eine Gefährdung der klerikalen Privil ien 8. Dezember 1917, gegen Abgabe der Quittungsabſchnitte. 1. April und am 1. Juli 1918 um je 1 Pf. für das Pfund.
ſind im Schul- und Kirchenweſen befürchtet. Darum reden jetzt Die Ausgabe der Milchkarten für Monat Als Kleinhandel gilt der Verkauf unmittelbar an Verbraucher

s ſich die kirchlichen Würdenträger ſo offene Sprache, ſelbſt auf die Dezember 1917 an die Verſorgungsberechtigten erfolgt gegen in der in offenen Läden üblichen Art.ößert Gefahr hin, die katholiſchen Arbeitermaſſen vor Abgabe der Stammkarten für Monat November im ſten Einen Herzſchlag erlegen iſt der aufſichts-
einer den Kopf zu ſtoßen. Jhre Gewerkſchaften haben dem Klerus hauſe, Burgſtr 1, am Donnerstag, den 29. November führende Richter am hieſigen Königlichen Amtsgericht, Amts-

ir in wieder und wieder geſagt, daß die Stunde der Teilnahme des 1917, vormittags von 8--1 Ühr: für die Kunden der Verkaufs- erichtsrat Dr. Römpler. Der Verblichene hat nur ein S
a nur ganzen Volkes an den Aufgaben der Geſamtheit kommen müſſe, Rittergut Wengelsdorf, Müller, Meißner, Weber, lter von 47 Jahren erreicht.nicht und wenn jetzt die Kirchenfürſten das erntet verkünden, ſo audrich; nachmittag von 2—-5 Uhr: für die Kunden der Eilenburg. Eine vierte Kriegsnotanleihe in
mif- wird das die Kluft enorm erweitern, die die Ueberlieferungen Verkaufsſtellen: Rittergut Werder, Prall-Wallendorf, Schrö- Höhe von 300 000 Mark aufzunehmen, beſchloſſen in ihrer letz

herden der katholiſchen Kirche von den Geboten der neuen Zeit trennt. derPretzſch, HoffmannMerſeburg, ſtädtiſche Milchſtelle Burg- ten Sitzung die Stadtverordneten „einſtimmig“. Sie
die Je deutlicher ſich der Klerus zu den politiſchen Grundſätzen ſtraße 6; am Freitag, den 30. November 1917 vormittags ſoll, wie frühere Anleihen, mit 8 Prozent verzinſt und mit

mung des Junkertums bekennt, deſto klarer bricht ſich eine Auftlä ven 8—i Uhr: für die Kunden der Verkaufsſtellen: Molkerei 114 Prozent getilgt werden. Dieſe Anleihe iſt erforderlich, da
hafft, rung Bahn, die wir gewiß begrüßen können. Schafſtädt feſte Stelle, Obere Breite Straße 4, Ochſe-Wallen- die Summe der bisherigen Anleihen in Höhe von zuſammen

R n s z De n i a ide n z. 600 000 Mark verbraucht iſt.er Kleine politiſche Nachrichten. Hertel, Heinrich Stekner, Ottomar BVehyer, Ehrentraut; Liebenwerda. Fleiſch- und Zuckerkarten werdenſetz e ſotiald a 6 Hrich nachmittags von 2--5 Uhr: für die Kunden der Verkaufsſtelle: im Lebensmittelbureau ausgegeben am Donnerstag den
n Re Die ſozialdemokratiſchen Frauenorganiſationen in Oeſter gRolkerei Schafſtädt feſte Stelle Burgſtraße 14. Als Ausweis 29. N b 8——9 Uhr: R Rosmaringaſſe,eieren reich haben die Zahl ihrer Mitglieder auf über 20 000 ſteigern haben die Verſorgungsberechtigten die Stammkarte für den u re er äteh ihr oßmartt, osmaringaſſe,
laſſen können. Die ArbeiterinnenZeitung hat 33 000 Leſer, während Monat November 191* vorzulegen. Wer ſe Sllterche u e hſie 1915 auf 13 000 geſunken war. Die Zahl der weiblichen Mit Molk d Landbutt ird S I ſſe- 3 u ertr2 uff 2 Pr. hartenſſr Ftraße. V ach

glieder im Metallarbeiterverband iſt ſeit Kriegsbeginn von h gandbutter wird am Sonne mittags 223 Uhr gFiſcherga Hagk. Hartenſt atße. J5- Ubr:rer 3000 auf 45 000 geſtiegen. Die jüngſt in Wien abgehaltene abend gegen Abgabe der für die laufende Woche gültigen Grüner Gang, Gänſebuſchſtraße, Schulmeiſtergartenſtraße,
e Neichetonferenz ging über den Vorſchlag des Reichskomitees. Irgisfettmarſen, in den bekannten Pegkaufoſtellen ausgegeben, Reißſtraß.
gtijt den Mitgliedsbeitrag von 40 Heller monatlich um 10 Heller zu r zwar a jede Krei- fe gri e e u e r gar Hoyerswerda, 26. November. Ein bedauerlicher Un- g
iteren erhöhen noch hinaus und beſchloß die Erhöhung um 2 Heller; d v n n P iſe n P uf gläds fall ereignete ſich auf hieſigem Babnhofe. Der 47ange ein Teil hiervon wird als Frauenwahlfonds aufgeſpeichert. ruck K, Z und 50 Gramm Butter zum reiſe von 31 Pf. Jahre alte Heizer Knote aus Lohſa wollte am Zug eine zweite
ange -Steriliſierte Milch wird am Freitag an Perſonen Lokomotive ankoppeln. Dabei wurde er von der Maſchinetne Für gleiches Gemeindewahlrecht. über 87 h z Lebensmittelgeſchäften eine Flaſche oder Fek un 2 50 a r g g e t Se f t. V ge der
r eine Buüchſe ausgegeben J eren Verletzungen, die r Verunalückte, ein Vater vonr Wie die Germania mitteilt, wird ſich die Aeuorduung des Zum Vorſitzenden der Preisprüfungs- ſieben Kindern, erlitt, iſt er im Krankenhauſe geſtorben.

z an preußiſchen Gemeindewablrechts der Reurege- ſtelle der Stadt Merſeburg iſt Bürgermeiſter Dr. Moſe- Teuchern. Grubenbrand. Jn Brand geraten iſt amlung des Wahlrechts für den Landtag anſchließen. „Die r bach hier ernannt worden. Sonnabend der dicht am Dorfe Gaumnitz gelegene Tage
teiligten Zentralinſtanzen ſind,“ ſchreibt das Blatt, „mit den Die Aufnahme einerneuen 2-Millionen- bau. Der ſtarke Sturm ſchürte das Feuer ſo, daß das Dorf
Vorarbeiten ſchon ſeit längerer Zeit befaßt. Allerdings Anleihe zur Auszahlung der Reichsfamilienunterſtützungen in Gefahr kam. Herbeigerufene Unteroffizierſchüler aus
ſoll die Neuordnung nicht mehr im gegenwärtigen der Kreis ausſchuß beſchloſſen. Bis jetzt ſind für gleiche Weißenfels und Feuerwehren der Umgegend konnten ſchließlich
Landtage zur Erledigung kommen, ſondern dem nach der wedcke 4 350 000 Mark aufgenommen. Der Bezirksausſchuß den Brand unterdrücken.

t Wahlreform zu wählenden Landtage vorbehalten bleiben. Es at die Genehmigung zu einer Anleihe in Höhe von 4 600 000 sliegt in der Natur der Sache, daß für die Gemeindewahlreform Mark erteilt. Monatlich werden 300 000 Mark Unterſtützungs-

chstag S rig r n Wuh y v u gelder gebraucht Allerlei.g von eitende Gedanken werden allerdings auch in dieſer Frage Schkeuditz Das Ergebnis der Stadtverord-dnung. Vereinfachung des Wablverfahrens, h eitigung netenwahl. Bei der am Montag ſtattgefundenen Wahl der Befehlen auch das andere Bein
läßt

ſilligen
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der Wahlen in drei Abteilungen und die Durchführung
der geheimen Wahl ſein. Die Uebernahme der Grund
lagen des Reichstagswahlrecht s auf die Gemeinde-
wahlen dürfte indes kaum in Frage kommen, da hier andere
Vorhedingungen gegeben ſind, als man ſie an den maßgebenden
ace für die Reichs und Landesvertretung für angezeigt
erachtet.“

Soweit die Germaniag, die man, nachdem der Zentrumsführer
Graf Hertling Reichskanzler geworden, zweifellos als „Re-
gierungsorgan“ anſprechen kann. Jedenfalls werden ihre Mit-

Stadtverordneten war die Beteiligung der Arbeiter
recht gut. Von 609 (einſchl. Kriegsteilnehmer) Wahlberechtig-
ten machten 149 Bürger Gebrauch von ihrem Wahlrecht. Auf
ſechs Jahre wurden gewählt: die Genoſſen A. Sämiſch mit
100 und J. Galle mit 98 Stimmen. Bei der Erſatzwahl
wurde Genoſſe M. Wille auf zwei Jahre mit 97 Stimmen
gewählt. Der bürgerliche Kandidat Kreymeier erhielt nur
51 Stimmen. Da er die abſolute Mehrheit nicht erreichte,
muß noch eine Wahl vorgenommen werden. Jn der zweiten

Der Profeſſor Henkel in Jena ſoll, um einem lippiſchen
Prinzen eine Operation vorführen zu können, einer Frau,
die nichtsahnend eben erſt gefrühſtückt hatte, den Magen aus-
gepumpt und ſie auf den Operationstiſch gelegt haben, auf
dem ſie ſtarb.

Nicht alle Chirurgen ſind gegen hohen Beſuch ſo entgegen
kommend. Jn einer deutſchen Univerſitätsſtadt ſoll vor Je
und Tag ein berühmter Chirurg den Beſuch eines hochgeſtell-
ten Herrn bekommen haben, als er gerade dabei war, einem
armen Patienten ein Bein zu amputieren. Der hohe Herrngung erot teilungen aus Re gierungskreiſen ſtammen, denn e atmen ganz r 86 ie Herr in folgte der Operation mit geſpanntem Jntereſſe und konntetet die Anſchauungen die man als „preußiſch“ kennt. Das Wahl m t r 97 er ren ſich, als das kranke Glied abgeloſt war, nicht enthalten. ein

ulaſſen „verfahren“. ſoll geändert. die drei Abteilungen und die öffent Abteilun wurden die Herren G Sch ä fer und Kind mit träftiges „Brwo!“ s rufen a praſentierte der berühmte
t hat. liche Abſtimmung beſeitigt werden. Vom gleichen Wahl 4 Sti g s Wahlberechti wählt Chirurg die Kno-hbenſäge und fragte ironiſch: „Befehlen auchnßland rß de r die ne im Ge r wirt n n re Pve Eonn t das andere Bein?“den zu s wird verſicbert, daß die Gleichheit des Reichstagswahlrechts Die Bibliothek iſt wieder jeden Sonntag von iggr8 nicht in Betracht komme, weil bier die „anderen 12 Uhr vormittag im BVibliothekzimmer, Weſtſtraße 2, Hof en en n r Jgare ten trotz großer Jewinne
utſchen Vorbedingungen“ gegeben ſeien. Tieſe anderen Vorbedingungen rechts, geöffnet. ß Ztg. erir t o 7 wird 5iſt ſo, ſind nichts weiter als die Vorherrſchaft der Beſitzenden in der Dürrenberg. Eine Ziegeund neun Hühner wurden nei Prog gerechnet Vleicheeitig werden die en ontingents
rungs Gemeinde, vor allem die Primlegien der Hausbeſitzer. Dieſe der Witwe Kockel hier geſtohlen. Während die Hühner an P r huxg a x r eemeine Vorrechte will man nicht opfern. Das Wahlrecht ſoll nur in Ort und Stelle abgeſchlachtet worden waren, iſt die Ziege lebend Tanken, da die Prod in rin r MRarſen un qioneſ ge,

der Form geändert werden, aber die Gleichberechtigung des fortgeſchafft, und zwar in einem Handwagen, deſſen Spur nach ſHränken, da die Produktion einzelner Marken unrationell ge

ertling haf Volk j 5 worden iſt. Aus den kürzlich mitgeteilten Tatſachen ergabt ſchaffenden Volkes will man nicht gewähren. Der Arbeiter- Merſeburg zu führt. ſig d iuduſtric eine Se deDie klaſſe bleiben noch ſchwere Kämpfe vorbehalten, ehe ſie in der ich, daß in der Zigaretteninduſtrie eine Steigerung de
ſie zu Gemeinde das allgemeine Recht erſtritten haben wird. Aber (Froßbetriebe hi beitenden Tiſchl. M ae, 3 3bereit roßbetriebe hier arbeitenden Tiſchler wurde bei Vornahme ind daß fährliche Rückſtellungen, die einen anſehnlichen Bruchrei der Kampf wird aufgenommen werden, deſſen kann man von Reparaturarbeiten an einem Dreſchapparate der Unter i des Artientapetals ausmach ichfolls Regel ge,

d teil des Aktienkapitals ausmachten, gleichfalls zur Regel gezeige gewiß ſein. kiefer infolge Unfalles gequetſcht. Der Verletzte wurde die D trugen in dend hörten. Die Dividender betrugen in den Jahren 1914 bis 1916nach der Chirurgiſchen Klinik in Halle gebracht. um Beiſpiel bei der Compagnie Laferme 10, 15 und 20 Proz.,
Aus der rovin Hettſtedt. Kriegervereine und „Vaterlands- ei der Zigarcttenfabrik Vatriag 18, 20 und 30 Prosz, bei derihre z partei“. Der Kriegerverband für den Mansfel- Elſäſſiſchen Tabakmanufaktur 12 und 25 Proz., und ſo geht es

emann der Gebirgskreis hielt am Sonntag, dem 18. November, weiter. Wir zweifeln troudem nicht daran, daß die Fabrikendontri- Landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften. im ieſigen Ratskeller ſeinen Verbandstag ab. Wenn auch die neue Preiserböhungen für ſehr eilig halten. Denn warum
r nicht Was uns beim Ausbruch des Krieges fehlte, das war eine Verhandlungen im allgemeinen für die arbeitende Be nicht? Die Kriegskonjunktur iſt günſtig, und Kriegsmoral
Reichs enge Verbindung zwiſchen den ländlichen Erzeuger- und den tolkerung kein großes Intereſſe baben, ſo iſt doch die Rede des heißt: nehmen, was man kriegen kann
I eine ſtädtiſchen Verbrauchergenoſſenſchaften. Wäre dieſe vorhanden Buchdru der Hettſtedter Zeitung, HohnbaumHorn hſiſchen geweſen, ſo hätte ſich die Veſchaffung und Verteilung der land ſchuh, als burgfriedliche Glanzleiſtung zu bewerten. Sein Vor Dreifache Hinrichtung.
iſc wirtſchaftlichen Erzeugniſſe viel leichter und dur ifender trag ſollte die allgemeine Lage, insbeſondere in wirtſchaftlicher Hanau, 27. November. Die am 13. März d J. von dem

itribu- 4 regeln laſſen, als es den behördlichen Zwangsorganiſationen Beziehung und Stellungnahme der Kriegervereine hierzu be- in Fulda zuſammengetretenen Schwurgericht wegen der Er-
möglich geweſen iſt. Cbendrein macht die behördliche Organi- handeln. Er ſchilderte die wirtſchaftliche Lage nicht gerade mordung des Kql Förſters Romanus aus Nieſig zum Tode ver
ſierung unſerer Lebensmittelverſorgung noch den verhängnis glänzend, gab auch zu, daß viele Fehler gemacht worden feien, urteilten drei Zigeuner Hermann Wilhelm und Ernſt Ebender

ch vollen Fehler, daß ſie vielfach die genoſſenſchaftlichen Erzeuger- aber von wirklicher Not könne bei uns keine Rede ſein. Zur wurden heute früh in Hanau hingerichtet.
i an und Verbraucherorgantſationen beiſeite ſchob, anſtatt ſich ihre „Begründung“ führte er an, daß eine Thegtergeſellſchaft an 4
mann Erfahrungen und bewährten Einrichtungen zunutze zu machen. einem Abend eine Einnahme von 1000 Mark erzielt habe; da Schwere Unwetter in England. London 26. November.
aktion Das iſt nun inzwiſchen weſentlich beſſer geworden, nachdem man ſclle man nicht von beſtehender Notlage reden. Wir könnten England wurde geſtern von ſchweren Regen und Schneeſtürmen
„dem das Wirken dieſer wirtſchaftlich hochſtehenden Organiſationen weiter durchhalten. Die Friedensſtrömungen in Deutſchland heimgeſucht, die in einigen Bezirken bedeutenden Schaden an-
n wir erkannt hat, und es ſcheint, als ob die Erfahrungen der Kriegs wären ſchuld, daß wir mit dem Frieden noch nicht weiter ſeien. richteten. Jn den Gebirgsgegenden ſind Hunderte von Schafen
rungen zeit eine noch ſtärkere Heranziehung der Genoſſenſchaften zur Die Friedens Reſolution der Reichstagsmehrheit nannte der umgekommen, Kartoffeln, Getreide und Brennmaterial wur-
npfer: Mitarbeit nach dem Kriege mit ſich bringen werden. Redner eine bedauerliche Katzenjammer-Stimmung, gegen die den weggeſpült oder beſchädigt. Viele Ortſchaften wurden über
aktion Für die land wirtſchaftlichen Genoſſenſchaf- die neugegründete Vaterlandspartei ein Gegenmittel chwemmt.
n alſo ten, deren weſentliche Bedeutung auf einer techniſch vollkom- bilden müſſe. Für die Gründung einer Ortsgruppe ſei in Hett- Koſtſpielige „Sparſamkeits“ Verſammlungen. London,

ſo menen, planmäßig organiſierten Gütererzeugung beruht, kommt ſtedt noch Zeit. Er ſei bereit, Anmeldungen entgegenzunehmen. 24. November. Die engliſche Wochenſchrift Truth lenkt die Auf-
ldaten es vor allen Dingen darauf an, daß ein regelmäßiger lohnender Er ſtehe auf dem Standpunkte daß einzig und allein mit der erkſamkeit auf die Tatſache, daß die Rede, die Lloyd George in
hrieb Abſatz ihrer Erzeugniſſe gewährleiſtet iſt. Da die behördliche Spitze des Sckwertes der Frieden e werden könne. der Alberthall gehalten habe, um das engliſche Volk zur Spar
aß die Erfaſſung der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe mittels Zwangs Soweit die Ausführungen des ohne Net lebenden Heimlriegers. Famkeit zu ermahnen, abgeſehen von den gewöhnlichen Koſten
erden. maßregeln auf die Dauer zu einer Unmöglichkeit werden muß, welche von dem Hauptmann Jäger-Sieleben in allen Punkten einer ſolchen Verſammlung, die etwa 220 Pfund (4400 Mark)
r feſt- bleibt nichts anderes übrig als ſich der freiwilligen Organiſa- unterſtützt wurden. Hauptmann Jäger wünſcht indes nicht, betrügen, noch außerordentliche Koſten im Betrage von 3500
dsver tionen zu bedienen und den Abſatz in geregelte Bahnen zu daß in den Kriegervereinen ſelbſt ſür die Vaterlandspartei ge- Pfund (70 000 Mark) verurſacht habe, ſür die das Schatzamt
kann lenken. Es handelt ſich hier um den Abſatz von Getreide, Kar toorben werde, um den Sozialdemokraten feine Gelegenheit aufkommen müſſe. Dieſe hohe Summe ſei den Umſtänden zu

ſegs toffeln, Gemüſe und Obſt, ſowie um die Verwertung von Vieh. zu Angriffen zu geben! Man ſolle einzeln Mitglieder für die zuſchreiben, daß nicht weniger als 1200 Perſonen aus allen
riegs Milch, Butter und Eiern. Die planloſe Art und Weiſe, wie ſich Vaterlandspartei werben. Teilen des Landes eingeladen geweſen wären, der Verſamm
ſtand früher der Abſatz dieſer wichtigen Nahrungsmittel vollzog, har Daß Herr HohnbaumHornſchuh noch nichts von wirklicher lung beizuwohnen und daß dieſen Vefuchern die Reiſekoſten und
s Um ſich durch den Krieg als unbaltbar erwieſen der wilde Zwiſchen- Not ſpürt, wollen wir gern glauben, auch wiſſen wir, daß es die des Aufenthaltes in London hätten erſetzt werden müſſen.
lliſten. handel verteuert einerſeits die Lebensmittel, und andererſeits noch eine ganze Anzahl Leute gibt, die ſich ſogar, trotz der ſchreck Truth bemerkt hierzu ironiſch. Je weniger Sparſamkeits-

zum rermag er keine regelmäßige Zufuhr zu gewährleiſten. Aller lichen Opfer, welche der Krieg fordert, noch recht wohl fühlen Meetings Lloyd George hält, deſto beſſer.“
dings bedeutet auch die behördliche Regelung der Verſorgung und immer reicher werden. Wir bezweifeln aber, daß ſie 7 T. Jmit landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen einen glatten Mißerfolg, ſich mit den 30 Gramm Butter begnügt welche auf den Es iſt alles eins. In einem Berliner Varieté war kürzlich
und wir ſäßen böſe in der Klemme, wenn wir t die land Kopf der Bevölkerung letzte Woche verausgabt wurden. Wer folgender Witz zu hören: Zwei Feldgraue unterhalten ſich über
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften hätten. Dieſe Genoſſenſchaf weiß, wie viel 30 Gramm Butter iſt, weiß auch, daß es nur für die Lektüre. Der eine fragt den andern Was für eine Zeitung

der len, die natürlich noch bedeutend erweitert und ausgebaut wer eine Stulle langt, und wie lange 4 Pfund trocken Brot reichen, lieſt du? Antwort: Früher habe ich die Voſſiſche Zeitungi den müſſen, ſind ſehr wohl imſtande, die Summe der Erzeug- wiſſen nur die, welche außer den rationierten Waren nichts er geſelen, heute leſe ich den Vor wärts. Darauf antwortet der
niſſe ſtatiſtiſch zu erfaſſen und einen geregelten Abſatz in die halten und ſchwer arbeiten müſſen. erſte Feldgraue: Was, den Vorwärts, Menſch, das iſt ja da s-

er Wege zu leiten Vielleicht laſen ſich auch noch große ländliche Daß alle die, welche für Lebensmittel und Gebranuchsarlikel ſelbe.ſtoren Er ugeeverbande ?ns Leben rufen, in denen die kandwirtſchaft- den Arbeitern hohe Preiſe abknöpfen, die Theater beſuchen kön- r nrr z
hen gen Genoſſenſchaften den Grundſtock bilden. nen, iſt ebenfalls nicht zu bezweifeln. Die wirklichen Träger Amtliche Wetteranſage.
ten Der Abſan wird ſich vorausſichtlich in verſchiedenen Formen der Kriegslaſten, die r T und Krieger Mitgeteilt von der Wetterdienſtſtelle Jlmenan.

d vollziehen. Es ſteht zu erwarten, daß die während des Krieges ilien, haben fein Intereſſe und vor allem kein Geld zum Donnerstag, den 29. November Wolkig. mild, geitwelſe
n wf vom Reiche gegründeten Verſorgungs- und Vexwertungsſtellen eaterbeſuch. Dort ſoll HSohnbaumHornſchuß einmal nach- Regen. t ig s

und Geſellſchaften (Reichegetreideſtelle. Reichsfleiſckſtelle uſw.) ſehen, denn dort iſt wirklicke Not vorhanden. und dort ift auch
et auch noch fernerhin ihre Tätigkeit fortſetzen, vielleicht ſogar z Kinc Rede unverſtändlich. Daß die Friedens Reſolution der
rn i d den Einrichtung werden. Zwiſchen dieſen Organi Reichstagsmehrheit eine „KatzenſammerStimmung“ iſt, Können Paul Hemitg; Feuilleton, Halle und Saalkreis und Aus der Provinz Karl Bockz
e rn r rer irtſchaftli Genoſſenſchaft ürde I nur Leute ſagen, denen es während des Krieges beſſer gebt, als Anzeigen Wilbelm Herzig; Verlag Volksblatt G. m. b. H. Drucke Halleſche
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Nr. 279. 28. Jahrgang.

Kapitaliftentaktik.
Eine „Durchhalter“ Verſammlung in Wien.

Die Unternehmer ganz Oeſterreichs hielten in Wien eiInduſtriellentag ab. Die Herren der Fabriken, die zum gtoßen
Teil ungeheure Gewinne aus dem Kriege ziehen, die nichts
wiſſen von Mangel und Entbebrung, und die ſich ſtolz rühmen,
welchen Anteil ſie, die Munitionsfabrikanten und Kriegsliefe
ranten, an den Siegen unſerer Heere hoben. Und bei ihnen
zu Gaſte zahlreiche Vertreter der Regierung.

Der Redner der über den Frieden ſprach, ſchloß ſeinen
Friedenswunſch mit den Worten, „weil unſere Feinde unſer
Friedensangebot hochmütig zurüchgewieſen haben, müſſen wir
die Waffen weiter ſprechen laſſen“. Der ſo ſehr gerühmte
Patriotismus der Kapitaliſten trat klar zu Tage in den Worten
des Referenten zum Punkte Richtlinien der Jnduſtriepolitik.
„Ohne Ausſicht auf gewinnbringende Betätigung wird das
Kapital kaum die immerhin mit manchen Riſiken verbundene
Anlage in induſtriellen Unternehmungen ſuchen Auf weſſen
Koſten dieſe Herren ihre gewinnbringende Betätigung ausüben
wollen, das ging aus den weiteren Ausführungen herror: „Mit
Rückſicht auf den zu erwartenden Arbeitermangel und die
notwendige Produktionserhöhung wird es notwendig ſein,
Maßnahmen zu treffen, die zur Verminderung der
Auswanderung führen. Des weiteren wird es not
wendig ſein, Abſichten, die direkt oder indirekt auf eine Ver-
lürzung der Arbeitszeit abzielen, entſchiedenſt entgegenzu-
treten.“

Aber die überlange Arbeitszeit des geſunden Arbeiters ge
nügt den Ausbeutern noch nicht, auch dem kranken Arbeiter
ſoll es erſchwert werden durch Arbeitsruhe den Schaden, den
ihm die Arbeitsfron zugefitzt, zu heilen. Darum laufen ſie
Sturm gegen eine beſcheidene ſozialpolitiſche Errungenſchaft
der Kriegszeit, den S 154 b der Teilnovelle zum Allgemeinen

arbeiter im Falle der ſchuldloſen Crkrankung oder eines un
verſchuldeten Unfalls ein Entgelt im Höchſtausmaß von einer
Woche zuerkennt, zu dem im Erkrankungsfalle noch mindeſtens
zwei Drittel des Krankengeldes hinzukommen, meinte der
Präſident der Hauptſtelle induſtrieller Arbeitgeberorganiſatio-
nen, müſſe notgedrungen die Arbeitsluſt des Arbeiters auf
die härteſte Probe ſtellen. „Gerade in dieſer Zeit erſcheint
eine angeblich ſozialpolitiſche Maßnahme, die dem Arbeiter
die Möglichkeit gibt, jeden irgendwie erdenklichen Anlaß für
qut genug zu erachten, um bei vollem Lohn nicht zu arbeiten,
als eine äußerſt ſchwere Gefahr.“

„Die Beſchwerdekommiſſionen für kriegsleiſtende Betriebe,“
erklärte er werter, „ſollten es ermöglichen, daß die Ruhe in den
Betrieben durch Lohn- und ſonſtige Differenzen nicht geſtört
wird Sowohl durch die unglückliche Zuſammenſetzung dieſer
Kommiſſion als auch durch ihr Wirken wurde das Gegenteil
erreicht.“ Und ein anderer Redner meinte, durch die unrichtigen
Urteile der Beſchwerdekommiſſionen werden die Arbeiter
geradezu aufgemuntert, mit der Leiſtung zurückzuhalten, weil
ſie in den Judikaten der Konmmiſſionen die Gewähr dafür er-
blicken zu können glauben, daß ihnen der zum Leben not-
wendige Verdienſt unter allen Umſtänden gewehrt bleibt, ſelbſt
dann, wenn ihre Leiſtungen beträchtlich zurückgehen.“

Was entgegneten aber die anweſenden Miniſter, die im
Parlament zuweilen ſo rührende Worte über die Verdienſte
der Arberter finden, auf dieſe Hetzreden?

Sie fanden nicht nur kein Wort der Abwehr, ſondern der
Arbeitsminiſter Homann ſtimmte in den Chor mit ein, indem
er bei Beſprecheung der Kohlenfrage ſagte. „Nach meinem
Dafürhalten kann kein Zweifel darüber beftehen, daß am Rück-
gang in der Förderung die Minderleiſtung der Arbeiter infolge
Unterernährung ſchuld iſt. Aber es ſcheint mir daran auch
ſchuldtragend zu ſein. daß infolge gewiſſer Maßnahmen auf
dem Gebiete des Löhnungsweſens der Arbeiter, dieſe nicht mehr
die Anregung in ſich haben, auf einen Mehrverdienſt oder einen
höheren Lohn zu kommen. Seit Kriegsausbruch wurden in
inſeren Bergrevieren im Hinblick auf die Teuerungsverhält-

niſſe fixe Kriegszulagen den Arbeitern, abgeſtuft je nach dem
Familienſtand, zugeſtanden. Dieſe fire Zulage' war inſolange
auf die Leiſtung nicht ausſchlaggebend, als ſie eine ſehr geringe
Höhe hatte. Als jedoch dieſe fire 2ulage infolge kommiſſio-
neller Erkenntniſſe einen beſtimmten Betrag überſchritten
hatte, hat ſich bei der Arbeiterſchaft nicht mehr der Anreiz ge-
zeigt, welcher ſonſt nötig iſt, um zu einem höheren Verdienſt
zu gelangen.“

Wenn noch irgend ein Proletarier die Jlluſion hegen ſollte,
daß die Arbeiterſchaft von der Einſicht der Kapitaliſten oder
der Regierung nach den Leiden der Kriegszeit das Allergeringſte
z erhoffen habe, dieſer Jnduſtriellentag wird ſie ihm zer-
tören.

Die richtige Antwort gab den Scharfmachern und der mit
ihnen verbündeten Regierung die Aufſchrift auf einer der
Standarten in der Friedensverſammlung des Proletariats:

„Wir kennen nur den Klaſſenkampf!“

Der Sonnenwirt.
Roman von Hermann Kurz.

„Wenn er da bleiben muß, bis von Göppingen Beſcheid
kommt,“ fagte Friedrich, „dann kann er lang' ſitzen.“

„Wird nicht ſo gefährlich ſein,“ ſagte der Schütz, „er behält
ſein frei Logis ein' Tag oder zwei, bis die Sache ein wenig
verſauſt iſt, und dann darf er heraus und abwarten, was vom
Oberamt kommt.

„Was kann ihm denn blühen?“ fragte der Müllerknecht.
„Jch wollt' eine Wette drauf eingehen,“ antwortete der er

fahrene Diener der Obrigkeit, „er kriegt nicht mehr, denn einen
Ordinari-Frevel, und natürlich muß er deprezieren. Jn Göp-
ringen ſieht man eben drauf, daß es am Gehorſam und ſchul-
digen Reſpekt nicht mankiert, aber auf das Geſchwätzwerk ſelber
läßt ſich der Vogt nicht ein, er nimmt's nur ſo überhaupt, wie

der Teufel die Bauern.“ t eAlle lachten über dieſe Bemerkung, welche beſagen ſollte, daß
3 Oberbeamte derlei Dinge in Bauſch und Bogen abzumachen
pflege.

„Vielleicht,“ äußerte Friedrich, „denkt er auch, das Geſchwätz
habe einen Grund; denn um drei Gulden fünfzehn Kreuzer
wär's billig geſchimpft. Jſt denn was dran? Jch hab' doch nie
gehört, daß man dem Pfarrer mit Weibsbildern etwas nach-

ſagt d.„Nein,“ verfetzte der Kübler, „das hat auch der Küfer nicht
ſagen wollen von dem alten Krattler. Aber das iſt wahr, daß
er ſich Schwätzereien zutragen läßt von jeder Magd am Brunnen
und von jedem böſen Weibermaul. Die ſtecken ſich hinter die
Pfarrerin und ſchleichen zu ihr in die Küche; von ihr erfährt's
dann er, und auf die Art iſt's eine beſtändige Spionerei im
Flecken, durch die eine Menge nichtsnutziges, läppiſches Zeug
an die Obrigkeit gebracht wird und vieles, was eher der Müh
wert wär', unbeachtet bleibt. So iſt eigentlich die Obrigkeit in
der Gewalt von etlich böſen Zungen, denn der Pfarrer meint,
er müſſ' nach allem ſehen, und weil er das nicht kann, auch
überhaupt die Natur bei ihm zu kurz iſt, ſo behilft er ſich mit
dem Geſchwätz. Und der Amtmann, der läßt ſich dann in jeden
Lauf laden, aus dem einer ſchießen will, ohnehin, wenn der
Pfarrer den Finger am Drücker hat oder auch die geſtrenge
Frau Amtmännin. Die andern Konventsmitglieder aber, die
drin üten, ünd der Garnichts, das weiß man ja. Dann braucht

Beilage zum Volksbl
e Halle und Saalkreis.v 27 v

Halle, den 28. November 1917.

Eine wichtige Holzarbeiterverſammlung
tagte am Sonntag im Volkspark. Die Mitglieder der Zahl-
ſtelle Halle des Deutſchen Holzarbeiterverbandes hatten zu be
raten und zu entſcheiden über die Fragen der Tarifbe-
wegung, der Neuregelung der Beiträge und
der Unterſtützungen im Verbande.

Zum erſten Punkte der Tagesordnung hielt der Kollege
Schnabel das einleitende Referat. Die verſchärfte und ſich
noch immer mehr verſchärfende Verteuerung aller not-
wendigen Lebens und Bedarfsartikel zwingt die Arbeiter
immer wieder dazu, neue Forderungen auf Lohn-
erhöhung an die Unternehmer zu ſtellen. Dazu kann ruhig
ausgeſprochen werden, daß die bisher gezahlten Lohnzulagen
und ſelbſt die neu aufgeſtellten Forderungen als Ausgleich für
die verteuerte Lebenshaltung noch lange nicht gelten können.
Um das zu ermöglichen, müßten die Friedenslöhne
mindeſtens um das drei- bis vierfache geſteigert
werden. Daran denken die Unternehmer natürlich nicht und
lehnen ſelbſt die beſcheidenſten Forderungen der Arbeiter als
„unerfüllbar“ ab. Dabei haben ſie es aber ganz t ver
ſtanden, die Preiſe ihre Erzeugniſſe, vor allem für Möbel,
um das drei- und vierfache, ja noch mehr zu ſteigern.

Die bisherigen Verhandlungen mit dem Arbeitgeber-Schutz-
verband zur Verlängerung des beſtehenden Vertrages unter

Berückſichtigung der Forderungen der Holzarbeiter haben zu
keinem Ergebnis geführt. Die Kündigung der Ver-
träge in allen Städten wäre am 15. November ſchon aus
geſprochen geweſen, wenn zwiſchen den Zentralvorſtänden nicht
in letzter Stunde noch eine Vereinbarung zuſtande gekommen
wäre, welche den Kündigungstermin um einen Monat hinaus-
ſchiebt. Trotz dieſer Vereinbarung haben einige Bezirksver-
bände des Arbeitgeber-Schutzverbandes ihren Tatendrang nicht
zügeln können und die Kündigung des Vertrages den betr.
Zahlſtellen ins Haus geſchickt. So ſieht der von den Unter-
nehmern bei jeder Gelegenheit im Munde geführte „Burg-
frieden“ aus! Redner empfahl der Verſammlung, ſich auf
den Boden der in Berlin auf der Reichs konferenz ein-
ſtimmig beſchloſſenen Reſolution zu ſtellen, die zum Aus-
druck bringt, daß, wenn die Unternehmer keine annehmbaren
Zugeſtändniſſe machen, die Kündigung der Verträge aus-
geſprochen werden muß. Die Verſammlung ſtimmte dem ein-
ſtimmig zu. Die Unternehmer haben es alſo in der Hand,
das Gewerbe vor Erſchütterungen zu bewahren.

Von der Gaukonferenz in Magdeburg gab der
Kollege Jakob nur einen kurzen Bericht, da deſſen Beſchlüſſe
ſaro die inzwiſchen ſtattgefundene Reichskonferenz überholt
ind.
Die Neuregelung der Wochenbeiträge und der

Unterſtützungenen behandelte ſodann der Koll. Schna-
bel nach der Vorlage der Reichskonferenz. Er legte in etwa
1 ſtündigen Ausführungen dar, daß es bei der durch das
Tarifweſen geſchaffenen, äußerſt ausgedehnten Kampfesfront
früher oder ſpäter zu einem ge waltigen Kampfe in
der Holzinduſtrie kommen müſſe, in dem beide Gruppen
ihre geplanten Machtmittel aufbieten würden. Diejenigen
Kollegen, die durch die letztjährigen friedlichen Tarifabſchlüſſe
ſich in Sicherheit gewiegt haben, werden eines ſchönen Tages
mit großer Enttäuſchung aus ihr erwachen. Da muß die
Frage aufgeworfen und geprüft werden, ob unſer jetziges Rüſt-
zeug in der Organiſation einem ſolchen Kampfe gegenüber
ſtandhalten kann. Unſere Lohnbewegungen und Kämpfe ſind
zentraliſiert, aber unſer finanzielles Rüſtzeug nicht. Das zer-
ſplittert ſich vielmehr in den einzelnen Verwaltungsſtellen und
Lokalkaſſen. Das iſt weder nützlich noch notwendig. Jede ein-
zelne Zahlſtelle iſt dagegen von der Kampfesfähigkeit und
tüchtigkeit des Geſamt verbandes abhängig. Von dieſem
Geſichtspunkte iſt die Vorlage der Konferenz über die Neu-
regelung zu betrachten und zu werten.

Redner legte nunmehr die Vorlage in ihren einzelnen Be-
ſtimmungen klar. Die Härten und Schärfen, welche die Vor-
lage des Vorſtandes aufwies, ſind von der Statutenberatungs-
kommiſſion beſeitigt worden. Auch die Bewegungsfreiheit der
Zahlſtellen wird durch die jetzige Vorlage in keiner Weiſe mehr
eingeſchränkt als früher. Dagegen bringe ſie für eine ſehr
große Anzahl der Zahlſtellen eine Geſundung der Lokalkaſſen-
verhältniſſe. Aus allen dieſen Erwägungen habe auch die von
135 Delegierten beſuchte Reichskonferenz mit allen gegen ſechs
Stimmen (der Berliner Delegierten) die Vorlage angenommen.

Jn der anſchließenden Ausſprache erklärten ſich ſämt-
liche Redner mit der nunmehr zur Urabſtimmung ſtehenden
Vorlage einverſtanden; die Verſammlung empfiehlt
deren Annahme. Die Urabſtimmung erfolgt in der
Zeit vom 1. bis 17. Dezember. Alle Mitglieder werden erſucht,
bis ſpäteſtens zum 17. Dezember ihren Stimmzettel ausgefüllt
abzuliefern, da er nach dieſem Tage nicht mehr mitgezählt
werden kann. Beſchloſſen wurde noch, wegen der Wahl der
Beitragsklaſſe eine ſchriftliche Umfrage bei den Mitgliedern
vorzunehmen. Gegen 7 Uhr erfolgte Schluß der anregend
verlaufenen Verſammlung.
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att. Halle, (Saale) 28. November 1917.

Möbelpreiſe.
Jn einem Aufſatze des B. T. wurde unlängſt die Anſicht

eines großen Berliner Möbelinduſtriellen wiedergegeben, der
unter anderm erklärte, daß die durchſchnittliche Steigerung für
die Fertigfabrikate in Möbeln jetzt ungefähr 100 Prozent
betragen dürfte. Hierzu wird dem V. T. nun von dem Direktor
einer auswärtigen Möbelfabrik u. a. geſchrieben: „Es gibt
auch M nur noch wenige Möbelfabriken, die mit 100 Prozent
Aufſchlag Möbel verkaufen. Wo es noch geſchieht, kann es ſich
nur um Möbel handeln, die ſchon vor längerer Zeit fertiggeſtellt
wurden, oder die aus altem, billigerem Holz und Material-
beſtänden hergeſtellt wurden. Der Durchſchnitt der Steige-
rung der Selbſtkoſten der Möbel liegt heute bei 290 Prozent.
So koſtete ein eichenes Schlafzimmer im Jahre 1814-
1 Schrank 200 Mark, 2 Betten 99,50 Mark, 1 Waſchtiſch mit
Marmorplatte 71 Mark, 1 Spiegel mit Glas 25,25 Mark,
2 Nachttiſche mit Marmorplatte 55 Mark, zuſammen 451,75
Mark. Jm November 1917 beträgt der Preis für
1 Schrank 530 Mark, 2 Betten 257 Mark, 1 Waſchtiſch mit
Marmorplatte 228,50 Mark 1 Spiegel mit Glas 69,75 Mark,
2 Nachttiſche mit Marmorplatte 146 Mark, zuſammen 1231,25
Mark. Die Mehrkoſten betragen alſo 172 Prozent.
Ein Schlafzimmer, Tanne, geſtrichen, ſtellte ſich im Jahre 1914
zuſammen auf 251,75 Mark, im November 1917 zuſammen
auf 801l, Mark. Die Mehrkoſten betragen alſo hier
ſogar 217 Prozent.

Niemand kann heute mit Sicherheit angeben, in welchem
Verhältnis er ſeine Unkoſten verrechnen muß. Erſt am Schluſſe
des Jahres kann man bei ſehr ſorgfältiger Buchführung dies
für das vergangene Jahr feſtſetzen, ohne dabei zu wiſſen, wie
ſich im nächſten Jahre dieſelbe Sache geſtalten wird. Es iſt zu
fürchten, daß auch mit einem Aufſchlag von 100 Prozent auf
Unkoſten noch nicht auszukommen ſein wird.“

Vorauszuſagen, bemerkt dieſer Sachverſtändige weiter, welche
Eniwicklung die Preiſe noch während der weiteren Dauer des
Krieges und nach dem Kriege nehmen werden, ſei faſt unmög-
lich, und vorher ließe ſich auch über die Entwicklung der Möbel-
preiſe nichts ſagen. Er hofft zwar, daß die Möbelpreiſe nach
dein Kriege wieder ſinken werden, aber mit einer gewiſſen
Möbelnot wurde auch dann noch zu rechnen ſein, da es wahr-
ſcheinlich noch längere Zeit an den notwendigen Rohmaterialien
fehlen werde. Jedenfalls aber wird ſich auch bei den maßlos
geſtiegenen Möbelpreiſen mit Sicherheit die Tatſache ergeben,
daß ſie, wie die Preiſe für alle anderen verteuerten Gebrauchs-
gegenſtände auch, kaum jemals wieder auf den Friedensſtand
herabſinken werden. Auch hier dürften ſich den Verbrauchern
die „Segnungen“ des Krieges noch für Jahre weiter herrlich
offenbaren.

Preisprüfungsſtellen.
Die Einrichtung der Preisprüfungsſtellen erfährt im Publi-

kum nur noch eine humoriſtiſche Beurteilung. Meiſt iſt ihre
Tätigkeit nur darauf gerichtet, die eingehenden Beſchwerden zu
prüfen. Beſchwerden ohne Namen und ohne Beweismaterial
bleiben unberückſichtigt. Obwohl die Preisüberforderungen
ohne Scheu öffentlich erfolgen, ſogar durch Aushang von Preis-
tafeln ſind es nur eine verſchwindende Anzahl von Fällen, die
unterſucht und zur Anzeige gebracht werden. Die Konſumenten
greifen nur ungern zu der von den Behörden empfohlenen
Selbſthilfe. Sie befürchten Scherereien und Benachteiligung
bei ſpäteren Einkäufen. Sogar Fälle ſind bekannt, daß trotz
der Ueberforderung der Höchſtpreiſe durch den Händler die
Käufer ſich noch gegenſeitig überboten. Dazu kommt, daß die
Mehrzahl der Käufer, ja vielleicht auch ein Teil der Händler,
im unfklaren über die feſtgeſetzten Höchſtpreiſe ſind. Furcht
vor der Strafe ſcheint mehr und mehr zu ſchwinden und die
Achtung vor dem Geſetz nicht minder. Selbſt wenn eine wirk
ſamere ſyſtematiſche Kontrolle durch die Preisprüfungsſtellen
durchgeführt würde, und auch glaubhaften anonymen Anzeigen
nachgegangen wird, wie vielfach mit Recht gewünſcht wird:
wenn auch die geltenden Höchſtpreisbeſtimmungen und ſonſtige
zum Schutze der Verbraucher erlaſſenen Verordnungen in
kurzen Zeitabſtänden öffentlich wiederholt und womöglich den
Händlern und Erzeugern zum Aushang zugeſtellt würden, ſo
glauben wir, daß der Zeitpunkt, wo dieſe Maßnahmen Wirkung
gehabt hätten, vorbei iſt.

Wie dem auch ſei, jedenfalls beweiſen die Tatſachen, daß die
Preisprüfungsſtellen ſo funktionieren, wie es nicht ſein ſoll.
Sie haben vermutlich ſelbſt die Zuverſicht einer erſprießlichen
Tätigkeit verloren, oder überhaupt nicht beſeſſen. Die Be-
hörden können nicht behaupten, daß ſie nicht frühzeitig genug
auf die Halbheit ihrer Maßnahmen aufmerkſam gemacht wor-
den ſind, als es noch nicht zu ſpät war.

Neue Bekanntmachungen.
Der Aepfelverkanuf beginnt morgen, Donnerstag, wieder

(Nr. 24 501 bis 70 000).
Städtiſches Grünkernmehl wird Donnerstag in der Talamt-

ſchule für über 70 Jahre alte Leute abgegeben.
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nan nur bei den Herren was anzubringen, abſonderlich, wenn
man beim Pfarrer ein paar gottſelige Redensarten mit unter-
laufen läßt, dann ſehen ſie nicht auf die Sache ſelber, ſondern,
daß etwas angebracht iſt. das iſt ihnen der Hauptpunkt, und
daraus machen ſie dann ein Protokoll und ein Geſchäft, wie
wenn ſie dabei geweſen wären und alles beſſer wüßten, als der,
den's doch angeht.“ Mit dieſen Worten reichte er ſein Glas
dem Schilitzen, der ſich auch gleichmütig, während über ſeine
Vorgeſetzten losgegogen wurde, den Mund ſtopfen ließ.

„Zu was wären ſie denn ſonſt da?“ bemerkte Friedrich.
Der Jnvalide ſtieß ihn an und flüſterte: „Sei Er doch poli-

tiſch und laß Er den Kübler allein das Maul brauchen. Der
ſteckt in Schuhen, woran nichts mehr zu flicken iſt. Aber Jhm
könnt's Schaden bringen, denn der Schütz iſt ein Kalfakter;
er ſchmarotzt, ſo viel man ihm gibt, und nachher trägt er alles,
was er dabei gehört hat, ſeinen Herren wieder zu.“

„Was liegt mir dran?“ entgegnete Friedrich trotzig.
„Und was iſt denn noch mehr heut' vorgekommen bei der

Kirchenzenſur?“ fragte der Jnvalide den Schützen, um das Ge-
ſpräch abzulenken.

„O, mehr als viel,“ ſagte dieſer, „die Sitzung hat noch nie
ſo lang' gedauert, es iſt mir ganz ſchwach worden vom langen
Warten im Oehrn. Zuerſt,“ begann er mit einer Amtismiene,
„ſind Kirchenſtuhlſtreitigkeiten unter den Weibern abgemacht
worden; das iſt ja ein ſtehender Artikel bei allen Konvents-
ſitzungen. Dann hat man junge Burſche vorgefordert, die aus
der Kinderlehre weggeblieben ſind, und hat ſie mit Vermahnung
wieder ſpringen laſſen.“

Friedrich biß ſich auf die Lippen, ſagte aber nichts, um nicht
den Spott der Geſellſchaft gegen ſich herauszufordern.

„Dann hat man eine Separatiſtin fürgehabt, die in Jeben-
hauſen drüben bei der gnädigen Frau in die Stund' gangen
iſt.

Der Geſellſchaft war dies ſo gleichgültig, daß ſie nicht einmal
nach dem Namen fragte.

„Ferner hat man die alte Anna fürgenommen, die mit dem
krummen Fuß, die mit ihren drei Waiſen dreißig Kreuzer
wöchentlich hat. Der iſt fürgehalten worden, daß ſie als ein
altes baufälliges Weib gleichwohl etlichmal nach Zell hinunter
in die Kirche gegangen ſei, mit Verachtung des hieſigen Gottes
dienſtes, und habe ſich deshalb die Bürgerſchaft über ſie be-
ſchwert.“

„Ja, die Bürgerſchaft!“ rief der Kübler. „Ein paar alte
Weiber werden zum Pfarrer geloffen ſein, und vielleicht der
Kreuzwirt, und werden ihm nach dem Maul geredt han.“

„Was iſt ihr geſchehen?“ fragte der wohlwollende Jnvalide,
in der Abſicht, ſeinen Liebling nicht wieder in dieſen Ton ver-
fallen zu laſſen.

„Sie hat ſich verantwortet, ſie hab's nur drei- oder viermal
getan und ſei ſie allweg von andern Leuten hinuntergeſchickt
worden, weil ſie eben unerachtet ihrer Gebrechlichkeit ſehen
müſſe, wie ſie etwas verdiene, und dann ſei ſie, um wenigſtens
das Wort Gottes zu hören, dort in die Kirche gegangen. Man
hat dann beſchloſſen, daß man ihr von den dreißig Kreuzern,
die ſie aus dem Almoſen hat, zehn nehmen und künftig nur
noch zwanzig geben wolle, und ihr bedeutet, wenn ſie ferner
nach Zell in die Kirche gehe, ſo werde man ihr das Almoſen
gar nehmen. Sie hat mich gedauert, denn ſie hat ſchrecklich ge
heult.“

„Predigt man denn in Zell ein anderes Wort Gottes, als
hier?“ rief Friedrich, indem er wild mit der Fauſt auf den
Tiſch ſchlug. „Das iſt doch überaus, wenn ſo ein er beſann
ſich vor dem Schützen einen Augenblick wenn ſo ein Pfarrer
meint, man dürf' keinen anderen hören, als ihn, und nimmt
einem armen alten Weib darum das Brot! Und was man in
den Kirchen hört, das iſt doch meiſtens nur um der Einkünfte
willen gepredigt. Wenn ſie's umſonſt tun müßten, wie im
Evangelium, und dem Volk noch Brot dazu geben, ei wie ge-
ſchwind ſtünden die Kanzeln leer.“

Ein Gemurmel durchlief die Geſellſchaft; es ſchien aber
keinen Widerſpruch anzudeuten. Der Jnvalide fragte ſchnell:
„Was hat's noch weiter geben?“ und ſchob ſein Glas dem
Schützen hin, der ihm bereitwillig Beſcheid tat, ohne den rebel
liſchen Reden ſichtliche Aufmerkſamkeit zu ſchenken.

„Allerlei Sabbatentheiligungen ſind abgerügt worden,“ fuhr
er fort. „Einer iſt am Sonntag ins Feld gangen, ein anderer
hat gedroſchen, und des Küblers ſein Bruder iſt auch vor-
geweſen, der hat am Sonntag eine Bettlade angeſtrichen, und
ſo noch andere mehr. Die ſind ein jedweder um ein halb Pfund
Heller in Heiligen geſtraft worden.“

„Nächftens wird man am Sonntag nicht einmal mehr einen
Biſſen zu ſich nehmen dürfen,“ murrte Friedrich.

e (Wöortſetzung folgt.
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chäftsberichte ſind in den Fürſorgema troer durch den Krieg geſchaffenen ſchwierigen erhältniſſe
weſentliche Aenderun en im allgemeinen nicht eingetreten Zur
Verhütung und Beſeitigung der für die Entſtehung Tuberku
loſe ſo bedeutſamen Unterernährung wurden Nah
rungsmittel, insbeſondere Fleiſch und Eſſen aus der Volks
küche und ſpäter auch aus der Kriegéküche ſogar in weitrößerem Umfange abgegeben als Kiher. Auch einzelnen

ranken wurde wieder erhöhte Zuteilung von Mehl, Brot und
Butter vermittelt. Milch konnte allerdings leider nicht mehr ſo
reichlich abgegeben werden wie im W re. Die im Vorjahre
nur in den Sommermonaten in
Schwierigkeiten hinſichtlich der Unterbringung der Lungen-
kranken, verurſacht durch Ueberfüllung der Heilanſtalten, be
ſtanden diesmal während des ganzen Jahres fort. Erfreulicher
weiſe waren die Kurerfolge trotz der weiter notwendigen Aende-
rung der Ernährungsweiſe unter h ung der ganzenVerhältniſſe faſt durchweg zufriedenſtellend. Le

es ab.

eider konnten ſie
aber infolge der Nahrungsmittelknappheit nach der Heimkehr in
die Häuslichkeit in vielen Fällen nicht allzu lange erhalten
werden. Die Furſorge erſtreckte ſich auf 1126 lungenkranke
Familien (davon 584 nen hinzugekommen) und erteilte in 6508
(im Vorjahre 6021) Fällen Rat. Aerztliche Unterſuchungen
fanden hierbei 1674 (1700) ſtatt. Aufnahme in die Heilſtätten
uſw. wurde 89 (70) mal veranlaßt. Die Koſten trug der
Verein, oft auch in Verbindung mit anderen Vereinen und der
Stadtverwaltung Halle. Die Abrechnung ergab in Einnahme
24 201,37 Mark, in Ausgabe 23 711,61 Mark. Beſtand 48 996 Mk.,
dazu Reſervefonds 17 043,55 Mark.

Sind Krankenkaſſen zur Tragung von Jrrenhauskoſten verpflichtet? Dieſe Frage Pante das ſächſiſche Landesver-

ſicherungsamt zu entſcheiden. Die Polizeibehörde in
Döbeln hatte eine geiſteskranke Frau zunächſt ins Stadt-
krankenhaus und ſpäter in eine Landesanſtalt untergebracht.
Die Ortskrankenkaſſe hatte auf Erſuchen der Stadtgemeinde,
die den Aufwand aus Armenmitteln beſtritten hatte, ſich nur
bereit erklärt, die Koſten für die Verpflegung im Krankenhauſe
zu erſtatten, im übrigen den Erfſtattungsanſpruch aber zurück
gewieſen. Jn gleichem Sinne entſchied das Oberverſicherungs-
omt. Die Kaſſe habe zwar nach dem Geſetz ein Recht, aber keine
Pflicht, Anſtaltsbehandlung anzuordnen. Die Unterbringung
in die Jrrenanſtalt ſei ohne Wiſſen und Genehmigung der Kaſſe
erfolgt, weshalb der Stadtgemeinde ein im Rechtsſtreitver
fahren zu erfolgender Erſtattungs-Anſpruch nicht zuſtehe.
Dieſer Auffaſſung hat ſich das Landesverſicherungsamt ange-
ſchloſſen; infolgedeſſen wurde die Reviſion der Stadtgemeinde
verworfen.

Der Bund für Volkskraft fordert die Kleinpächter
der Aecker Flottwellſtraße, Turmſtraße, Jonasſtraße, Hutten
ſchule, Feuerwache und Riebeckſtift auf, ſich am 29. November
im Lokal Zum Schultheiß, Merſeburger Straße, zur Entgegen-
nahme der Abrechnung des Wächtergeldes einzufinden.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, den 28. Nevember, findet
jne Aufführung von Smetanas Oper Die verkaufte Braut mit

Dina Mahlendorff in der Titelpartie ſtatt. Donnerstag, den
29. November, Der Waffenſchmied; Freitag, den 30. November,
zum erſten Male Die Komödie der Jrrungen, Luſtſpiel von
Shakeſpeare; Sonnabend, den 1. Dezember, nachm. 338 Uhr,
Schülervorſtellung Maria Stuart, abends 726 Uhr La Serva
Padrona, Oper von Pergoleſi, und Der zerbrochene Krug, Luſt
ſpiel von Kleiſt; Sonntag, den 2. Dezember, wird nachmittags
3 Uhr Der Bettelſtudent von Millöcker, abends 78 Uhr Die
verkaufte Braut von Smetana gegeben.

Ein Konzert zum Beſten der Unterſtützungskaſſe des Stadt
theater-Orcheſters findet am Freitag, dem 30. November, in den
Thaliaſälen, abends 8 Uhr, unter Leitung von Kapell-
meiſter Karl Nöhren ſtatt. Der Reinertrag ſoll der Unter-
ſtützungskaſſe des Stadttheater-Orcheſters überwieſen werden.
Als Soliſten wirken mit Dina Mahlendorff und Alfred Erneſti.
Fintrittskarten ſind in den Hofmuſikalienhandlungen Hothan
und Koch erhältlich.

Grober Unfug. Unbekannte Täter hatten geſtern abend in
der Reilſtraße eine mit Sprengſtoff gefüllte Blechkapſel auf die
Schienen der Stadtbahn gelegt. Als ein Stadtbahnwagen die
Stelle durchfuhr, erplodierte die Kapſel mit lautem Knall und
gab eine größere Feuerſäule von ſich, ſo daß die Fahrgäſte laut
aufſchrien und den Wagen, der ſofort anhielt, verließen.
Schaden entſtand nicht.

Kartoffelbeſtandsnachprüfungen wurden in dieſen Tagen in
verſchiedenen Orten des Saalkreiſes von einer Kommiſſion,
beſtehend aus dem Gemeindevorſteher des betr. Ortes oder
deſſen Stellvertreter, dem beſtimmten Kommiſſionär und zwei
Militärperſonen vorgenommen. Es handelte ſich hierbei um
die Sicherſtellung von Mengen, welche die einzelnen Betriebe
für Verſorgungsberechtigte abzugeben vermögen. Bedeu-
tende Ueberſchüſſe über zuverwendendes Saat-
gut und über den eigenen Bedarf wurden feſt-
geſtellt und die Abgabe angeordnet. Tauſende von Zent-
nern wurden in verſchiedenen Amtsbezirken als Ueberſchüſſe
vorgefunden Das Ergebnis dieſer Nachprüfungen, die nur
überall planmäßig durchgeführt werden müßten, iſt nicht
nur recht „lehrreich“, ſondern es liefert uns auch einen Be
weis dafür, warum die Bevölkerung mit nur ſieben Pfund
Kartoffeln pro Kopf und Woche „durchhalten“ muß. Es iſt
eben ein gar eigen Ding um den Patriotismus mancher Land

wirt
Weſenitz. Die Rübendiebſtähle haben in letzter Zeit

einen erheblichen Umfang angenommen und wiederholen ſich
faſt täglich. So wurden in einer der letzten Nächte einem
hieſigen Beſitzer von einem beladenen Fuder faſt die Hälfte
der Zuckerrüben geſtohlen und eine gleiche Menge wurde aus
der Miete entwendet. Mehrere Perſonen müſſen bei den Dieb
ſtählen beteiligt geweſen ſein. De bem St

ritſchönga. erbſtgewitter. m rme amh 1 am ſtark bewölkten Nordhimmel von
hier aus zwiſchen 6 und 7 Uhr wiederholt grell aufleuchtende
Blitze beobachtet. Donner wurde bei dem Toben des Sturmes
nicht vernommen. Offenbar rührt die um die jetzige Jahreszeit
ſeltene Naturerſcheinung von einem Herbſtgewitter her.

ſcheinung getretenen

Folge. Und was geſchieht nun
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Gegenſtände des täglichen Bedarfs.
Unverſchämt hohe Reparaturforderungen.Einem Berliner bürgerlichen Blatt wird geſchrieben V. alle

Gegenſtände des täglichen Vedarfs, ſo ſteigen auch mit der längeren Dauer des Krieges vielfach die Preiſe r
turen jeder Art ins Ungemeſſene. Wenn auch zuge-

eben werden muß. daß die Preiſe für das Rohmaterial weſent
ich geſtiegen ſind und die Koſten für den Lebensunterhalt ſich

weſentlich verteuerten, ſo nützen doch manche Leute die gegen
wärtige Lage aus und verlangen für ihre Arbeiten eine Be
zahlung, die durchaus nicht im Einklang mit der Arbeitsmühe
und den Koſten des verbrauchten Materials ſteht. So werden
uns Fälle gemeldet, in denen für einen einfachen Stuben-
ſchlüſſel 6 bis 8 Mark, für eine Brillenreparatureines Geſtells) 5,50 Mark. für eine mittlere Fenſterſcheibe 1
bis 20 Mark verlangt wurden. Das Kr
derartigen Angelegenheiten ſchon vielfach von der benachteilig-
ten Bevölkerung um Hilfe angerufen worden, konnte aber nicht
eingreifen, da es ſich nicht um Gegenſtände des täglichen Be
darfs handelt. Es liege in dieſen Fällen ein ſogenannter Werk
vertrag vor, der durch kein Geſetz erfaßt werde und willkürlichen
Preisforderungen Haus und Tür öffne. Jeder Gewerksmann
könne ſeine Arbeit und ſein Material ſo hoch bemeſſen wie er
wolle, ohne daß der Stantsanwalt eine Handhabe zum Ein
ſchreiten findet Jn einzelnen Fällen hat man ſich zu helfen
gewußt. So ſind die Schuhmacher durch die Richtlinien, der
Gitachterkommiſſion an vor geſchriebene Preiſe gebunden. Als
die Umzug skoſten geradezu phantaſtiſch hohe Preiſe er-
reichten, ſchritt das Oberkommando in den Marken ein und
erzwang eine Ermäßigung. Alle anderen Handwerksleiſtungen
aber unterliegen keiner Beſchränkung., Unzweifelhaft beſteht
hier eine Lücke in der Geſetzgebung. Die Bevölkerung kann ſich
nur inſoweit ſchützen, als ſie vor einer Vergebung der Arbelt
den Preis mit dem Ausführenden genau vereinbart.

Wie es nicht gemacht werden ſollte!
Bei den Angehörigen der Zunft auch bei den Leuten, die

ſich nur als Staatsmänner fühlen gilt es als der feinſten
Diplomatie ausgegohrendſte Weisheit, nie zu verraten, was
man eigentlich will um Trümpfe in der Hand zu haben.
Jetzt, bei der Frage des J ſpielt die Diplomatie
ja auch wieder eine ſolche Rolle erufene und Unberufene
üben ſich in dem Spiel, ſeben eine gewichtige, geheimnisvolle
Miene auf. wenn ſie die Politik der doppelten Zunge vertei-
digen. Aber merkwürdig, wo es angebracht wäre, Pläne vorher
nicht bekannt werden zu laſſen, um zu verhindern, daß ſie zu
Sonderintereſſen mißbraucht werden könnten, da liebt man bei
uns das Licht der Oeffentlichkeit. So jetzt wieder die Reichs
bekleidungsftelle. NähgarnundWollezum Stopfen
iſt vom Markte ziemlich verſchwunden. eretwas erlangen will, muß Wucherpreiſe bezahlen. Schon
längſt hätten die Vorräte plötzlich beſch. agnahmt werden
müſſen. Das unterblieb; ein unlengbärer Notſtand iſt die

wolle
eben, die

Gedanken kommen, die Reichsbekleidungesſtelle
Hamſterern und Schleichhändlern eine Gnadenfriſt
noch vorhandenen Veſtände ſchleunigſt zuſmmenzuraffen, denn
ſie giöt durch die Preſſe bekannt, daß ſie, ab 1. Jan u ar 1918,
die Bewirtſchaftung des Nähzwirns ind der Wolle übernehme.
Die Geſchäftelhuber wiſſen jetzt Beſcheid. Sie werden auch
wieder dafür ſorgen, daß am 1. Januar 1918 die Reichsbeklei-
dungsſtelle keinen Vorrat vorfindet und daß die
Leute mit dem entſprechenden Beutel ſich beſſer verſorgen
u als die armen Teufel, die nachher auf Rationen geſetzt
werden.

Die Getreideſchiebnngen blöhen weiter! Jn Poſen wur-
den wieder mehrere Getreideſchieberprozeſſe vor der erſten
Strafkammer verhandelt. Angeklagt waren der Ritterguts-
beſitzer Kaſimir Turno aus Slopanowo wegen Kriegswuchers
und der Rittergutsverwalter Boleslaus v. Moſczenſki
Piglowice ebenfalls wegen Kriegswuchers. Jn beiden Fällen
mißte Vertagung eintreten. Ferner verhandelte die Erſte
Strafkammer gegen den Probſt Heinrich Fiſchbach
Koſtſchin, ebenfalls wegen Getreideſchiebereien. Das Urteil
loutete auf 3000 Mark Geldſtrafe. Jn der Verhandlung
egen den Rittergutsbeſitzer Witold v. Arbanowſki aus

n flewo lautete das Urteil auf 10 000 Mark Geld-
L e. Jn der Verhandlung gegen den Rittergutsbeſitzer

rleslaus v. Kierſki aus Pniewy, der ebenfalls wegen
in bers angeklagt war, erfolgte Vertagung. Fortſetzung
olgt!

Die verſchwundene Gans.
Aus Berlin wird gemeldet: Die verſchwundene Gans.

Die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für Gänſe war ein Schlagins Wa er. Das zeigt ſich jetzt im Monat des Martinsvogels,
in dem ſelbſt noch im vorigen Jahr in allen Schaufenſtern und
Läden Gänſe zu ſehen waren, mit immer größerer Deutlichkeit.
Die gute inländiſche Gans iſt aus dem offenen Handel ver-
ſchwunden, weil dieſer nicht in der Lage iſt, Gänſe,
die im vorigen Winter 5,50 Mk. das Pfund koſteten, jetzt für
4,25 Mk., dem in der Gänſeverordnung vom 3. Juli d. J. für
Städte mit mehr als 100.000 Einwohnern feſtgeſetzten Höchſt
preis zu beſchaffen. Bereits die Erzeuger, Mäſter und Groß-
händler verlangen dieſen Verbrauchberpreis, und der Schluß-
ſcheinzwang iſt, wie man ſich denken kann, eine papierne Maß-
regel. Vergeblich wird man daher in den Läden der Geflügel-
und Feinkoſthändler nach einer einzigen Gans ſuchen. Mit
um ſo größerem Eifer hat ſich der Schleichhandel der
Gans bemächtigt. Dieſer Schleichhandel verlangt 7--8 Mark
und für Fettgänſe 10 Mk. das Pfund.

Es zeigt ſich hier wieder, daß Höchſtpreiſe ohne Beſchlag
nahme und Bewirtſchaftung durch die Behörden die Waren
einfach den Reichen in die Taſche ſpielen hinten herum. Das
bedürftige Volk erhält nicht s l

Was die Gänſe einbringen. Der Gänſehändler Albert
Steinhauf, Berlin-Lichtenberg, kaufte Gänſe, für die ein
Höchſtpreis von 19 Mark vorgeſchrieben iſt, in der er von
Schrimm und Goſtyn zu Preiſen von 32 Mark nnd darüber auf
um ſie in Verlin an bevorzugte Kunden mit Wucheraufſchlag
zu veräußern. Als er auf dem Magerviehhof 285 Gänſe an
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da er anderweitig abgehalten war.

Süßer Lohn
Am fand u Schopfheim i. W. (Baden) eineöffentliche Ver in dec F. r l in

der der Lörracher Gewerkſchaftsſekretär iel Gerücht
erwähnte, das dann vom Bürgermeiſter als den Tatſachen eni
ſprechend bezeichnet wurde. Der Kommunalverband
r verteilte eine Menge überſchüſſigen re an
ſeine Angeſtellten und an die Beamten zi mtes, wobei
einzelne Perſonen bis zu 25 h Zucker erhielten. Der
Bürgermeiſter fügte ſeiner beftätigenden Antwort noch hinzu,
daß man verſchiedener Meinung darüber ſein könne, das
r ſei oder nicht. Man wird in den Volkskreiſen, die die
Zuckernot ſehr ſchwer empfinden, nur eine Auffaſſung hören

1 über eine ſolche ſüße Verſorgung der Perſönli keiten, welche
die Teilung des Zuckers vorzunehmen haben.

Gewerkſchaftliches.

Die freien Gewerkſchaften im Jahre 1916.
Nach den ſtatiſtiſchen Angaben über die freien Gewerkſchaften,

die das Korreſpondenzblatt der Generalkommiſſion macht, iſt
eine Zunahme von männlichen und weiblichen
Mitgliedern im Fahre 1917 zu verzeichnen. Am Ende desJahres 1916 hatten die freien Gewertſchaſten in Deutſchland

934 784 Mitglieder. Am Schluſſe des zweiten Quartals im
Jahre 1917 war die Zahl auf 1 076 498 geſtiegen. Das erſteDuartal di Jahres brachte einen Zuwachs von 37 510 und
das zweite Quartal eine Zunahme von 45 011l männlichen
Mitgliedern. Während im vierten Quartal 1916 die Zahl der
weiblichen Mitglieder auf 169 907 geſunken war, betrug
ſie am Ende des zweiten Quartals im Jahre 1917 256 186. Sie
überragt damit ſchon die Zahl des zweiten Quartals 1914, die
214 017 betrug. Das iſt die höchſte Ziffer, die bisher erreicht
worden iſt, i acht darf aber nicht bleiben, daß in viel
höherem ie Frauen in das Erwerbsleben getreten ſind.

Nach den Feſtſtellungen über die Finanzen der Verbände
war die Geſamteinahme, die 1918 noch 82 005 580 Mk. aus-
machte, im Jahre 1916 auf 34 027 248 Mk. zurückgegangen. An
Beiträgen waren im Jahre 1914 52 652 248 Mk. erzielt worden,
im Jahre 1916 dar konnten nur 24 729 158 Mk. gebucht
werden. Auch die Einnahme an örtlichen Beiträgen für be-
ſondere Unterſtützungen und für allgemeine örtliche Zwecke war
von 10 844 114 Mk. im Jahre 1914 auf 4700 841 Mk. im Jahre
1916 zurückgegangen. Obwohl für dieſe Zwecke zum Teil
höhere Beiträge erhoben wurden, reichten die Einnahmen nicht
aus, um die Ausgaben zu decken. Die Generalkommiſſion hat
zur Deckung des Defigzits 75 800 Mk. gezahlt. An Beiträgen
zur Unterſtützung der Arbeitsloſen und der Familien der
Kriegsteilnehmer wurden im Jahre 1916 408 298 Mk. vereinnahmt; 1914 waren 2048 046 Mk. und 1915 1818 915 Mk. ein
gekommen. Ganz bedeutend geſunken iſt auch die Geſamt-
ausgabe der Gewerſchaften. Sie betrug im Jahre 1915
80074 043 Mk. gegenüber 79 547 272 Mk. im Jahre 1914. Für
Arbeitsloſen interſtützung wurden im Jahre 1916 1 449 133 Mk.
ausgegeben, im Jahre 1914 waren fur dieſen Zweck 28 718 902
Mark ausgegeben worden.

Verſammlungsberichte.
Eine Mitgliederverſammlung des Banarbeiter-Verbandes,

Zweigverein Halle, tagte am Sonntag im Volkspark. Si be
gann mit der Erftattung des Kaſſenberichts vom 3. Quartal
1917. Er weiſt für die eine Einnahme von 11 287,24
Mark auf. Demgegenüber ſteht eine Ausgabe von 7267,95 Mk.
In der Ausgabe der Hauptkaſſe ſei noch erwähnt, daß 5000 Mk.
an dieſe ſelbſt abgeſchick wurden. An Arbeitsloſen-
unter ſtützung wurden nur an zwei Mitglieder 14,40 Mk.
gezahlt, an Kriegerfamilien 27 Mk., an Krankenunterſtützung
an 5t Mitglieder 982,70 Mk. in ſechs Sterbefällen 535 Mk.
an Sterbegeld, an Gehalts und ſonſtigen Zuſchüſſen 708,85 Mk.
Die Lokalkaſſe weiſt eine Einnahme von 2647,15 Mk. und eine
Ausgabe von 1635669 Mk. auf, ſo daß ein Kaſſenbeſtand von
:2011,46 Mk. verbleibt. Zum 2. Punkt: Vortrag über das
Hilfsdienſtgeſetz, war der Referent, Bezirksleiter Jul.
Koch Magdeburg, nicht erſchienen, er hatte ſich entſchuldigt,

Es ſprach an deſſen Stelle
der Kollege Wolf über die Verhandlungen und Beſchlüſſe der
Vorſtands- und Beiratskonferenz, welche am 1. und 2. November
in. Hamburg ſtattgefunden hat, ſowie über die ſtattgefundenen
Tarifverhandlungen, die aber noch nicht abgeſchloſſen ſind. Der
Vortrag wurde mit großer Zufriedenheit aufgenommen. Dann
gab der Kollege Wolf noch bekannk, daß am 8. Dezember eine
Lohnſtatiſtik aufgenommen werden ſoll. Sollten Arbeitsſtellen
mit Formularen, die dazu ausgegeben werden, übergangen
werden, dann wollen ſich die Kollegen der Mühe unterziehen
und ſich ſolche vom Verbandshurean ſelbſt abholen, da es der
Verwaltung nicht immer möglich iſt, alle arbeitenden Kollegen
aufzufinden. Dann kam aus der Verſammlung noch ein An-
trag, den Kollegen Koch, Magdeburg, zu veranlaſſen, in Kürze
in einer neuen Verſammlung ſeinen Vortrag doch noch zu hal-

ten. Hierauf Schluß der gutbeſuchten Verſammlung.

„Drieftaſten der Redaktion.
H. 99. Wenn Sie am 19. November zu Arbeitszwecken bis

Ende Januar reklamiert ſind, ſo muß Jhre Familie die Unter-
ſtützung am 1. Dezember für die Zeit bis 15. Dezeraber noch-
mals erhalten. Sonſt nicht.

Steuer. Sofern Sie ſeit 1. April 1917 noch keine Einkommen-
ſteuer bezahlt haben, obgleich Sie ſteuerpflichtiges Einkommen
hatten, müſſen Sie dieſe nachzahlen. Die Gemeindeſteuer kann
die Gemeinde Z. erſt von dem Tage an verlangen, von dem an
Sie in dieſer wohnen.

Nr. 500 K. R. Sie haben nicht nötig, die Unterhaltsbeiträge
für das uneheliche Kind Jhres Sohnes zu bezahlen.

A. B. Gartenſtadt Hellerau bei Dresden.
H. 12. Die Buchſtaben und Ziffern, die Sie angeben, ſind

keine geheimen militäriſchen Zeichen, ſondern nur die Akten-
zeichen der betreffenden Verfügung. ObSie noch der Wehrpflicht
unterliegen, geht aus Jhren Angaben nicht hervor, zum minde-
ſten unterliegen Sie der Zivildienſtpflicht noch.

Frau v. Schulz
Sprechstunde v. 9--6 Uhr abends.

Zahn Steinweg 52. 2116

Bettnässen. eBefreiung ſofort. Alter u. Geſchlecht Glühstrümpfe
angeb. Ausk. umſonſt. „Sanis-Ver-

sehr billig. 2887sand“, München 599, Landwehrſt. 44.

C. F. Ritter, rs Kaufe
Witsgſied d. Rab.-Sp.-Vereins.

Jüngeres Dienſtmädchen
vom Lande gesuonht. 2884

Dietrich, Halle, Südſtraße 52, parterre.

Glekftvro-Montftenre
tüchtig und zuverläſſig, werden bei dauernder Beſchäftigung
für landwirtſchaftliche Licht und Kraftanlagen ſofort eingeſtellt.

Landkraftwerke A. -G., Kulkwitz.
Meldungen haben bei unſerem Montage Jnſpektor, Herrn
Raupt, Lauchſtedt Thür., Merſeburgerſtr. 82,

zu erfolgen. w.

und zahle höchſte Preiſe für
ausgekämmtes Haar.

Zopt- Siebert,
nur Leipzigerſtr. 33 u. 79, J.

Klavier-, Violin-, Mandolin506 und Gitarre- Unterricht erteilt
2118] Nally May, Torſtraße 46.

Ansiehts-Postkarten
empfiehlt Die Volksbuchhandlung.

Klavierſpieler f. Kino
gesuoht. 2882

Görioke, AdolfſtraßeC

osenbergqelz-
haus Spezial-Etagengeschatft.

Gr. Ulrichstr. 6/8. Halle, Gr. Ulrichstr. 6/8.
0

Meine große s amtlicherAuswahl in TPoelsaema Fellarten

*1869 empfehle ich noch zu soliden Preisen.

L Besondere Neubeit: Capoes-
Besichtigung ohne Kaufzwang gern gestattet.

o
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